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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1911 /74 DES RATES
vom 22 . Juli 1974

über den Abschluß eines Abkommens in Form eines Briefwechsels zur Ände­
rung von Artikel 5 des Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung einer Assozia­
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen

Republik

zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen
Republik wird im Namen der Gemeinschaft geschlos­
sen .

Der Text des Briefwechsels ist dieser Verordnung bei­
gefügt .

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN — %

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Arti­
kel 238 ,

auf Empfehlung der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

in der Erwägung, daß ein Abkommen in Form eines
Briefwechsels zur Änderung von Artikel 5 des An­
hangs 1 des Abkommens zur Gründung einer Assozia­
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und der Tunesischen Republik (') am 20 . Juli
1973 in Brüssel unterzeichnet worden ist —

Artikel 2

Für die Gemeinschaft teilt der Präsident des Rates der
Europäischen Gemeinschaften gemäß dem Briefwech­
sel den Abschluß der für das Inkrafttreten des Abkom­
mens erforderlichen Verfahren mit .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

A rtikel 1

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels zur Än­
derung von Artikel 5 des Anhangs 1 des Abkommens

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäische >i Ge­
meinschaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 22 . Juli 1974 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

J. SAUVAGNARGUES

(') ABl . Nr . L 198 vom 8 . 8 . 1969 , S. 3 .
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BRIEFWECHSEL

betreffend die Änderung von Artikel 5 des Anhangs 1 des Abkommens zur Grün­
dung einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

und der Tunesischen Republik

Brüssel , den 20 . Juli 1973

Herr . . . !

Die Vertragsparteien des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik sind bei den Verhand­
lungen am 11 . und 12 . Januar 1973 übereingekommen , den Wortlaut des Artikels 5 des
Anhangs 1 des genannten Abkommens durch den in der Anlage zu diesem Schreiben ent­
haltenen Text zu ersetzen .

Es wurde vereinbart, daß die neue Bestimmung des Artikels 5 des Anhangs 1 des Abkom­
mens am ersten Tag des Monats in Kraft tritt, der auf den Tag folgt, an dem sich die Ver­
tragsparteien gegenseitig mitgeteilt haben , daß die zu diesem Zweck erforderlichen Ver­
fahren abgeschlossen sind .

Wir bitten Sie , den Eingang dieses Schreibens und die Zustimmung Ihrer Regierung zu
dessen Inhalt zu bestätigen .

Genehmigen Sie , Herr . . . den Ausdruck unserer ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen des Rates
der Europäischen Gemeinschaften
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ANLAGE

Neuer Artikel 5 des Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik

„( 1 ) Erhebt Tunesien eine besondere Abgabe bei der Ausfuhr von anderem Olivenöl als raffinier­
tem Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A II des Gemeinsamen Zolltarifs und wirkt sich diese besondere
Abgabe auf den Einfuhrpreis aus, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen, damit

a) der auf dieses Olivenöl , das vollständig in Tunesien gewonnen und unmittelbar von diesem Land
in die Gemeinschaft befördert wird , bei der Einfuhr in die Gemeinschaft anwendbare Abschöp­
fungsbetrag der nach Artikel 13 der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Errichtung einer ge­
meinsamen Marktorganisation für Fette berechnete und bei der Einfuhr anwendbare um 0,50
Rechnungseinheiten je 100 kg verringerte Abschöpfungsbetrag ist ;

b) der wie unter Buchstabe a) berechnete Abschöpfungsbetrag um einen Betrag in Höhe der gezahl­
ten besonderen Abgabe bis zu 5 Rechnungseinheiten je 100 kg verringert wird .

(2) Erhebt Tunesien nicht die unter Absatz 1 genannte Abgabe , so trifft die Gemeinschaft die erfor­
derlichen Maßnahmen , damit auf anderes Olivenöl als raffiniertes Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A II
des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr in die Gemeinschaft der nach Artikel 13 der Verord­
nung Nr. 136/66/ EWG über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette berech­
nete und bei der Einfuhr anwendbare Abschöpfungsbetrag, verringert um 0,50 Rechnungseinheiten
je 100 kg, angewendet wird .

(3 ) Jede Vertragspartei trifft die für eine ordnungsgemäße Anwendung von Absatz 1 erforderlichen
Maßnahmen und erteilt im Falle von Schwierigkeiten auf Ersuchen der anderen Vertragspartei die
für das reibungslose Funktionieren der Regelung erforderlichen Auskünfte .

(4) Es können Konsultationen über das Funktionieren der im vorliegenden Artikel vorgesehenen
Regelung im Assoziationsrat stattfinden ."
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Brüssel , den 20 . Juli 1973

Sehr geehrte Herren !

Mit ihrem heutigen Schreiben haben Sie mir folgende Mitteilung übermittelt :

„ Die Vertragsparteien des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik sind bei den
Verhandlungen am 11 . und 12 . Januar 1973 übereingekommen , den Wortlaut des
Artikels 5 des Anhangs 1 des genannten Abkommens durch den in der Anlage zu
diesem Schreiben enthaltenen Text zu ersetzen .

Es wurde vereinbart, daß die neue Bestimmung des Artikels 5 des Anhangs 1 des
Abkommens am ersten Tag des Monats in Kraft tritt, der auf den Tag folgt, an dem
sich die Vertragsparteien gegenseitig mitgeteilt haben , daß die zu diesem Zweck er­
forderlichen Verfahren abgeschlossen sind .

Wir bitten Sie , den Eingang dieses Schreibens und die Zustimmung ihrer Regierung
zu dessen Inhalt zu bestätigen ."

Ich beehre mich , den Eingang dieser Mitteilung und die Zustimmung meiner Regierung
zu ihrem Inhalt zu bestätigen .

Genehmigen Sie, sehr geehrte Herren , den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach­
tung.

Für den Präsidenten
der Tunesischen Republik
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ANLAGE

Neuer Artikel 5 des Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik

„( 1 ) Erhebt Tunesien eine besondere Abgabe bei der Ausfuhr von anderem Olivenöl als raffinier­
tem Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A II des Gemeinsamen Zolltarifs und wirkt sich diese besondere

Abgabe auf den Einfuhrpreis aus , so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen , damit

a ) Der auf dieses Olivenöl , das vollständig in Tunesien gewonnen und unmittelbar von diesem Land
in die Gemeinschaft befördert wird , bei der Einfuhr in die Gemeinschaft anwendbare Abschöp­
fungsbetrag der nach Artikel 13 der Verordnung Nr . 136/66/ EWG über die Errichtung einer ge­
meinsamen Marktorganisation für Fette berechnete und bei der Einfuhr anwendbare um 0,50
Rechnungseinheiten je 100 kg verringerte Abschöpfungsbetrag ist ;

b) der wie unter Buchstabe a) berechnete Abschöpfungsbetrag um einen Betrag in Höhe der gezahl­
ten besonderen Abgabe bis zu 5 Rechnungseinheiten je 100 kg verringert wird .

(2 ) Erhebt Tunesien nicht die unter Absatz 1 genannte Abgabe, so trifft die Gemeinschaft die erfor­
derlichen Maßnahmen , damit auf anderes Olivenöl als raffiniertes Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A II
des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr in die Gemeinschaft der nach Artikel 13 der Verord­

nung Nr. 136/ 66/ EWG über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette berech­
nete und bei der Einfuhr anwendbare Abschöpfungsbetrag, verringert um 0,50 Rechnungseinheiten
je 100 kg , angewendet wird .

( 3 ) Jede Vertragspartei trifft die für eine ordnungsgemäße Anwendung von Absatz 1 erforderlichen
Maßnahmen und erteilt im Falle von Schwierigkeiten auf Ersuchen der anderen Vertragspartei die
für das reibungslose Funktionieren der Regelung erforderlichen Auskünfte .

(4 ) Es können Konsultationen über das Funktionieren der im vorliegenden Artikel vorgesehenen
Regelung im Assoziationsrat stattfinden ."
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1912/74 DES RATES
vom 22 . Juli 1974

über die Einfuhr von Olivenöl aus Tunesien

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Arti­
kel 43 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ('),

in Erwägung nachstehender Gründe :

In den Artikeln 5 und 6 des Anhangs 1 des Abkom­
mens zur Gründung einer Assoziation zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tune­
sischen Republik, zuletzt geändert durch das am
20 . Juli 1973 in Brüssel unterzeichnete Abkommen,
ist für die Einfuhr von Olivenöl der Tarifstelle
15.07 A des Gemeinsamen Zolltarifs , das vollständig
in Tunesien gewonnen und unmittelbar von dort in
die Gemeinschaft befördert wird, eine Sonderregelung
getroffen worden . Zu dieser sind Durchführungsbe­
stimmungen zu erlassen , insbesondere für Olivenöl
der Tarifstelle 15.07 A II .

Unter der Voraussetzung, daß Tunesien für Olivenöl
der Tarifstelle 15.07 A II eine besondere Ausfuhrab­
gabe erhebt, sieht die genannte Sonderregelung einen
pauschalen Abschlag von 0,50 RE/ 100 kg auf die für
dieses Öl zu erhebende Abschöpfung vor, ferner eine
Verringerung dieser Abschöpfung um einen Betrag
in Höhe der Sonderabgabe , höchstens jedoch um
5 RE/ 100 kg.

Es ist vorzusehen , daß gemäß dem Abkommen die
besondere Ausfuhrabgabe bei der Einfuhr in die Ge­
meinschaft auf den Ölpreis aufgeschlagen wird . Um
die ordnungsgemäße Anwendung der betreffenden
Regelung sicherzustellen , sind die erforderlichen Vor­
kehrungen zu treffen , damit bei der Einfuhr des Öls
die besondere Ausfuhrabgabe bezahlt ist —

sien gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in
die Gemeinschaft befördert wird , so wird bei der Ein­
fuhr dieses Öls in die Gemeinschaft der Abschöp­
fungsbetrag nach Artikel 13 der Verordnung Nr.
136/66/EWG des Rates vom 22 . September 1966 über
die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation
für Fette ( 2 ), zuletzt geändert durch die Verordnung
1 707/73 ( 3 ), angewendet, verringert um

— 0,50 RE/ 100 kg und
— einen Betrag in Höhe der von Tunesien für dieses

Öl erhobenen besonderen Ausfuhrabgabe , höch­
stens jedoch um 5 RE/ 100 kg.

Artikel 2

Artikel 1 gilt für alle Einfuhren , für die der Importeur
den Nachweis erbringt , daß die in Artikel 1 erwähnte
besondere Ausfuhrabgabe auf den Einfuhrpreis aufge­
schlagen wurde .

Artikel 3

Erhebt Tunesien die besondere Ausfuhrabgabe nicht,
so wird bei der Einfuhr des in Artikel 1 bezeichneten
Olivenöls in die Gemeinschaft die nach Artikel 13 der

Verordnung Nr. 136/66/ EWG berechnete Abschöp­
fung abzüglich 0,50 RE/ 100 kg erhoben .

Artikel 4

Unbeschadet der Erhebung des gemäß Artikel 14 der
Verordnung Nr. 136/66/ EWG festgelegten bewegli­
chen Teilbetrags der Abschöpfung wird bei der Ein­
fuhr von vollständig in Tunesien gewonnenem und
unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft
befördertem raffinierten Olivenöl der Tarifstelle 15.07
A I des Gemeinsamen Zolltarifs der feste Teilbetrag
der Abschöpfung nicht erhoben .

Artikel 5

Der in Artikel 4 genannte Abschöpfungsbetrag wird
von der Kommission festgesetzt .

A rtikel 6

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord­
nung und insbesondere zu Artikel 2 werden nach dem

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Erhebt Tunesien die besondere Ausfuhrabgabe auf
nicht raffiniertes Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A II
des Gemeinsamen Zolltarifs , das vollständig in Tune­

(-') ABl . Nr . 172 vom 30 . 9 . 1966 , S. 3025/66 .
ABl . Nr . L 175 vom 29 . 6 . 1973 , S. 5 .(') ABl . Nr . C 2 vom 9 . 1 . 1974 , S. 72 .
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Verfahren des Artikels 38 der Verordnung Nr.
136/66/ EWG erlassen .

Artikel 7

Die Verordnung (EWG) Nr. 2165/70 des Rates vom
27 . Oktober 1970 über die Einfuhr von Olivenöl aus
Tunesien (') wird aufgehoben .

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am Tag des Inkrafttretens des
am 20 . Juli 1973 unterzeichneten Abkommens in
Form eines Briefwechsels zur Änderung von Artikel 5
des Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung einer
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft und der Tunesischen Republik in
Kraft ( 2 ).

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 22 . Juli 1974 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

J. SAUVAGNARGUES

(2 ) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Abkommens wird
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröf­
fentlicht .( i ) ABl . Nr. L 238 vom 29 . 10 . 1970, S. 4 .
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1913/74 DES RATES
vom 22 . Juli 1974

zur Festlegung der Grundregeln für die Destillation von Tafelwein der Art A II
in der Zeit vom 15 . August 1974 bis zum 31 . Oktober 1974

gung der normalen Kosten so festzusetzen ist, daß die
betreffenden Erzeugnisse vermarktet werden können .

Es ist erforderlich , daß in jedem beteiligten Mitglied­
staat eine Stelle mit der Durchführung der betreffen­
den Bestimmungen beauftragt wird —

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des
Rates vom 28 . April 1970 zur Festlegung ergänzender
Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation
für Wein ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1 532/74 ( 2 ), insbesondere auf Artikel 7 Ab­
satz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70
kann für den Fall , daß eine Festigung der Preise durch
die Gewährung von Beihilfen für die private Lagerhal­
tung von Tafelwein allein nicht erreicht werden kann ,
die Destillation beschlossen werden .

Beihilfen für die private Lagerhaltung von Tafelwein
werden seit Ende des Jahres 1973 für Weine der Ar­
ten R I , R II , R III , A I und A II gewährt ; dennoch
liegen die Weinpreise teilweise unter den Auslösungs­
preisen .

Die reiche Ernte 1973/ 1974 erbrachte verfügbaren
Wein in solchen Mengen , daß der normale Bedarf die­
ses Weinwirtschaftsjahres weit überschritten wurde .

Die Voraussetzungen für die Auslösung von Destilla­
tionsmaßnahmen sind erfüllt .

Es ist erforderlich , die Bedingungen für diese Destilla­
tionsmaßnahmen genau festzulegen ; insbesondere
darf der Preis der für die Destillation bestimmten
Weine keinen Anreiz für die Erzeugung hauptsächlich
zur Destillation bestimmter Weine darstellen ; gleich­
zeitig muß er jedoch genügend anziehend sein , damit
die Maßnahmen Erfolg haben .

Um die Tragweite der Maßnahmen in Grenzen zu hal­
ten , sollte deren Geltungsdauer eingeschränkt wer­
den ; außerdem muß eine Handhabe geschaffen wer­
den , um die Destillation einzustellen , falls die oben
erwähnten Tafelweinpreise wieder die Auslösungs­
preise überschreiten .

Die Preise für zur Destillation bestimmte Weine erlau­
ben keine normale Vermarktung der durch dieses Ver­
fahren gewonnenen Erzeugnisse ; daher muß eine Bei­
hilfe gewährt werden , deren Betrag unter Berücksichti­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Destillation von Tafelwein der Art A II ist nach
Maßgabe dieser Verordnung zulässig .

Artikel 2

( 1 ) Erzeuger, die ihre gesamte Tafelweinernte oder
einen Teil davon brennen lassen wollen , schließen,
gegebenenfalls durch Vermittlung der Interventions­
stelle , mit den Brennereien ihrer Wahl Verträge über
die Lieferung von Tafelwein ab .

( 2) Diesen Verträgen zufolge

a) kauft die Brennerei die im Vertrag angegebene
Tafelweinmenge ;

b) ist die Brennerei verpflichtet , diesen Wein zu bren­
nen und dafür mindestens den in Artikel 3 genann­
ten Preis zu zahlen .

(3 ) In den Verträgen sind anzugeben :
a ) Menge, Farbe und vorhandener Alkoholgehalt der

zu brennenden Tafelweine ;

b) Name und Anschrift des Erzeugers ;
c ) Ort der Lagerung des Weines ;
d ) Name des Brenners bzw . Firma der Brennerei ;
e ) Anschrift der Brennerei .

Artikel 3

( 1 ) Der Mindestankaufspreis für zur Destillation be­
stimmten Tafelwein der Art A II wird auf 1,77 Rech­
nungseinheiten je Grad und Hektoliter festgesetzt .

( 2) Dieser Preis gilt für Ware ohne Behältnis ab Er­
zeugerbetrieb .

Artikel 4

( 1 ) Die Destillation darf weder vor dem 15 . August
1974 noch nach dem 31 . Oktober 1974 erfolgen .

(') ABl . Nr . L 99 vom 5 . 5 . 1970 , S. 1 .
2 ABl . Nr . L 166 vom 21 . 6 . 1974, S. 1
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(2) Es kann jedoch beschlossen werden , den Zeit­
punkt für die Beendigung der Destillationsmaßnah­
men vorzuverlegen , und zwar besonders dann, wenn
der Durchschnittspreis für Tafelwein der Art A II auf
allen Handelsplätzen während zweier aufeinanderfol­
gender Wochen über dem entsprechenden Auslö­
sungspreis liegt .

Artikel 5

Die durch Destillation von Tafelwein gewonnenen
Erzeugnisse können
— entweder einen Alkoholgehalt vop 86 ° und mehr
— oder einen Alkoholgehalt von 85 ° und weniger
mit einer Toleranzspanne von — 0,4 ° oder + 0,4 °
aufweisen .

Artikel 6

( 1 ) Für jeden Hektoliter destillierten Weines ge­
währt die Interventionsstelle eine Beihilfe .

(2) Die Beihilfe beträgt :
— 0,93 Rechnungseinheiten je Grad und Hektoliter,

wenn der Wein zu einem Erzeugnis im Sinne von
Artikel 5 erster Gedankenstrich verarbeitet wurde ;

— 0,85 Rechnungseinheiten je Grad und Hektoliter,
wenn der Wein zu einem Erzeugnis im Sinne von
Artikel 5 zweiter Gedankenstrich verarbeitet
wurde .

(3) Die Beihilfe darf nur dann gezahlt werden ,
wenn die in Artikel 2 vorgesehenen Verträge vorgelegt
werden und der Nachweis dafür erbracht wird, daß die
Destillation in dem gemäß Artikel 4 hierfür zulässi­
gen Zeitraum stattgefunden hat .

Artikel 7

( 1 ) Die Mitgliedstaaten bezeichnen eine Interven­
tionsstelle , die mit der Durchführung dieser Verord­
nung beauftragt ist .

(2) Zuständig ist die Interventionsstelle des Mit­
gliedstaats , in dessen Hoheitsgebiet die Destillation
erfolgt .

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 22 . Juli 1974 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

J. SAUVAGNARGUES
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1914/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle , Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen bei der Einfuhr

preise und die heutigen Notierungen , von denen die
Kommission Kenntnis erhalten hat, führt zu einer
Änderung der gegenwärtig gültigen Abschöpfungen ,
wie es im Anhang zu dieser Verordnung angegeben
wird —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Ra­
tes vom 13 . Juni 1967 über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Getreide ( ! ), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1 346/73 (2 ), insbesondere auf
Artikel l3 Absatz 5,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Wei­
zen und Roggen , Grobgrieß und Feingrieß von Wei­
zen zu erhebenden Abschöpfungen wurden mit der
Verordnung ( EWG) Nr. 2076/73 ( 3 ) und den später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt .
Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
2076/73 enthaltenen Bestimmungen auf die Angebots­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a), b)
und c) der Verordnung Nr. 120/67/ EWG genannten
Erzeugnisse zu erhebenden Abschöpfungen werden in
der Tabelle im Anhang festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24 . Juli 1974 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kommission

P.J, LARDINOIS

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr . 117 vom 19 . 6 . 1967 , S. 2269/ 67 .
(-') ABl . Nr . L 141 vom 28 . 5 . 1973 , S. 8 .

3 ) ABl . Nr . L 212 vom 1 . 8 . 1973 , S. 1 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 23 . Juli 1974 zur Festsetzung der auf Getreide ,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen bei

der Einfuhr

Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung RE/Tonne

10.01 A
10.01 B
10.02
10.03
10.04
10.05 B

10.07 A
10.07 B

10.07 C
10.07 D
11.01 A
11.01 B
11.02 Ala

11.02 A Ib

Weichweizen und Mengkorn
Hartweizen

Roggen
Gerste
Hafer
Mais , anderer als Hybridmais zur

Aussaat
Buchweizen
Hirse aller Art, ausgenommen

Sorghum
Sorghum
Anderes Getreide
Mehl von Weizen und Mengkorn
Mehl von Roggen
Grobgrieß und Feingrieß

von Hartweizen

Grobgrieß und Feingrieß
von Weichweizen

0

o m
11,24 («)
0
0

0 ( 2 )( 3 )
0

0

2,23
0 ( 4 )
0

35,79

0

0

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko , der unmittelbar von diesem Land
in die Gemeinschaft befördert wird , wird die Abschöpfung um 0,50 Rechnungs­
einheiten je Tonne verringert .

(*) Für Mais mit Ursprung in den AASM oder den OLG , der in die überseeischen
Departements der Republik Frankreich eingeführt wird , wird die Abschöpfung
um 6 Rechnungseinheiten je Tonne verringert .

(') Für Mais mit Ursprung in Tansania , Uganda und Kenia wird die Abschöpfung
bei der Einfuhr in die Gemeinschaft um 1,00 Rechnungseinheiten je Tonne
verringert .

( 4 ) Für Flartweizen und Kanariensaat , die in der Türkei erzeugt und unmittelbar
aus diesem Land in die Gemeinschaft befördert worden sind , wird die
Abschöpfung um 0,50 Rechnungseinheiten je Tonne verringert .

( 5 ) Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen , der vollständig in der Türkei
erzeugt und unmi.telbar aus diesem Land in die Gemeinschaft befördert
wurde , wird durch die Verordnungen ( EWG ) Nr . 1234/71 des Rates und
( EWG Nr . 2622 /71 der Kommission bestimmt .
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VERORDNUNG ( EWG ) Nr. 1915 /74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

über die Festsetzung der Prämien , die den Abschöpfungen bei der Einfuhr für
Getreide , Mehl und Malz hinzugefügt werden

den Prämien , die den Abschöpfungen hinzugefügt
werden , entsprechend den dieser Verordnung beigefüg­
ten Tabellen abgeändert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Ra­
tes vom 13 . Juni 1967 über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung ( EWG) Nr. 1 346/73 ( 2 ), insbesondere auf
Artikel 1 5 Absatz 6 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Prämien , die den Abschöpfungen für Getreide
und Malz hinzugefügt werden , sind durch die Verord­
nung ( EWG ) Nr . 2077/73 ( 3 ) und die später zu ihrer
Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt wor­
den .

Auf Grund der heutigen cif-Preise und der heutigen
cif-Preise für Terminkäufe werden xlie zur Zeit gelten­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel I

Die Prämiensätze , die den nach Artikel 15 der Verord­
nung Nr. 120 /67/ EWG im voraus festgesetzten Ab­
schöpfungen für Einfuhren von Getreide und Malz
hinzuzufügen sind , werden entsprechend den dieser
Verordnung beigefügten Tabellen festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24 . Juli 1974 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Koi)i»iissio »

P.J. LARDINOIS

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr . 117 vom 19 . 6 . 1967, S. 2269/67 .
$ ABl . Nr . L 141 vom 28 . 5 .' 1973 , S. 8 .
b ) ABl . Nr . L 212 vom 1 . 8 . 1973 , S. 3 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 23 . Juli 1974 über die Festsetzung der Prämien,
die den Abschöpfungen bei der Einfuhr für Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl (*)

( RE / Tonne)

Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs Warenbezeichnung
laufender

Monat
7

1 . Term .
8

2 . Term .
9

3 . Term .
10

10.01 A Weichweizen und Mengkorn 0 0 0 0
10.01 B Hartweizen 0 0 0 0

10.02 Roggen 0 0,39 0,39 0,39
10.03 Gerste 0 0 0 0

10.04 Hafer 0 0 0 0

10.05 B Mais , anderer als Hybridmais zur Aus­
saat 0 0 0 0

10.07 A Buchweizen 0 0 0 0

10.07 B Hirse aller Art, ausgenommen Sorghum 0 0 0 0

10.07 C Sorghum 0 0 0 0

10.07 D Andere 0 0 0 0

11.01 A Mehl von Weizen und Mengkorn 0 0 0 0

(') Die Gültigkeitsdauer der Lizenz ist gemäß der Verordnung (EWG ) Nr . 2196/71 ( ABl . Nr . L 231 vom 14 . 10 . 1971 , S. 28), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG ) Nr . 3148/73 (ABl . Nr. L 321 vom 22 . 11 . 1973 , S. 13 ), begrenzt .

B. Malz

( RE / 100 ku.i

Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung

laufender
Monat

7
1 . Term .

8
2 . Term .

9
3 . Term .

10

4 . Term .
Il

11.07 AI ( a ) Malz aus Weizen , ungeröstet , in
Form von Mehl 0 0 0 0 0

11.07 AI ( b) Malz aus Weizen, ungeröstet,
außer in Form von Mehl 0 0 0 o o

11.07 A II ( a ) Malz, anderes als aus Weizen ,
ungeröstet, in Form von Mehl 0 0 0 0 0

11.07 All ( b ) Malz, anderes als aus Weizen ,
ungeröstet, außer in Form von
Mehl 0 0 0 0 0

11.07 B Malz, geröstet 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1916/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Änderung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

gung der voraussichtlichen Marktentwicklung ist es
erforderlich , den zur Zeit geltenden Betrag, um den
die Erstattung für Getreide berichtigt wird, abzuän­
dern —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Ra- v
tes vom 13 . Juni 1967 über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung ( EWG) Nr. 1 346/73 ( 2 ), insbesondere auf
Artikel 16 Absatz 4 erster Unterabsatz zweiter Satz,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Betrag, um den die Erstattung für Getreide berich­
tigt wird , ist durch die Verordnung (EWG) Nr.
1 866/74 ( 3 ) und die später zu ihrer Änderung erlasse­
nen Verordnungen festgesetzt worden .

Auf Grund der heutigen cif-Preise und der heutigen
cif-Preise für Terminkäufe und unter Berücksichti­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Betrag, um den die nach Artikel 16 Absatz 4 der
Verordnung Nr. 120/67/EWG im voraus festgesetzten
Erstattungen für Getreide zu berichtigen sind , wird
entsprechend der dieser Verordnung beigefügten Ta­
belle abgeändert .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24 . Juli 1974 in Kraft .

verbindlich und gilt unmittelbar in jedemDiese Verordnung ist in allen ihren Teilen
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kommission

P.J. LARDINOIS

Mitglied der Kommission

(!) ABl . Nr . 117 vom 19 . 6 . 1967, S. 2269/67 .
(2 ) ABl . Nr . L 141 vom 28 . 5 . 1973 , S. 8 .
P) ABl . Nr . L 197 vom 19 . 7 . 1974, S. 12 .



24. 7 . 74 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 202/ 15

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 23 . Juli 1974 zur Änderung der bei der Erstattung
für Getreide anzuwendenden Berichtigung

(RE / Tonne)

Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung

laufender
Monat

7

1 . Term .

8

2 . Term .

9

3 . Term .

10

4 . Term .

Π

5 . Term .

12

6 . Term .

1

10.01 A Weichweizen und Mengkorn — — — — — — —

10.01 B Hartweizen — — — — — — —

10.02 Roggen — — — — — — —

10.03 Gerste — — — — — — —

10.04 Hafer __ — — — — — —

10.05 B Mais, anderer als Hybridmais
zur Aussaat

10.07 C Sorghum — — — — — —
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1917/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Festsetzung der durchschnittlichen Erzeugerpreise für Wein

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des
Rates vom 28 . April 1970 zur Festlegung ergänzender
Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation
für Wein ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1 532/74 ( 2 ), insbesondere auf Artikel 4 Ab­
satz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70
muß ein durchschnittlicher Erzeugerpreis für jede
Weinart festgesetzt werden , für die ein Orientierungs­
preis festgesetzt wird . Dieser Preis muß auf der Grund­
lage aller vorliegenden Angaben für jeden Handels­
platz der betreffenden Weinart festgesetzt werden .

Die Handelsplätze der Tafelweine werden in der Ver­
ordnung ( EWG) Nr. 1020/70 der Kommission vom
29 . Mai 1970 über die Feststellung der Kurse und die
Festsetzung der Durchschnittspreise für Tafelwein ( 3 ),
zuletzt geändert durch die Verordnung ( EWG) Nr.
528 /74 ( 4 ), bestimmt .

Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr.
1020 /70 muß der Durchschnittspreis auf der Grund­
lage des Mittels der mitgeteilten Preise festgesetzt wer­
den , und zwar unter Berücksichtigung insbesondere
ihres repräsentativen Charakters , der Beurteilung der
Mitgliedstaaten , des Alkoholgrads und der Qualität
der Tafelweine , die .gehandelt worden sind .

Die Einzelheiten über die Mitteilungen der Preise
durch die Mitgliedstaaten und über die darauf bezügli­
chen Informationen sind in der Verordnung ( EWG)

Nr. 1020/70 festgelegt . Für den Fall , daß für einen
Handelsplatz keine Informationen vorliegen , muß der
Durchschnittspreis der vorangegangenen Festsetzung
beibehalten werden .

Der Durchschnittspreis für die betreffende Tafelwein­
art muß je Grad/hl beziehungsweise je hl festgesetzt
werden . Diese Festsetzung muß jeden Dienstag statt­
finden . Ist der Dienstag ein Feiertag, so muß der
Durchschnittspreis am darauffolgenden Werktag fest­
gesetzt werden .

Gemäß Artikel 4b Absatz 5 der Verordnung (EWG)
Nr. 974/71 des Rates vom 12 . Mai 1971 ( 5 ), zuletzt ge­
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3450/73 ( 6 )
wird , falls bei der Anwendung der Verordnungen über
die gemeinsamen Marktorganisationen italienische
Marktpreise zu berücksichtigen sind , der Inzidenz der
im Absatz 1 desselben Artikels genannten Maßnah­
men Rechnung getragen .

Die Anwendung der oben dargelegten Regeln auf die
Angaben , über die die Kommission gegenwärtig ver­
fügt , führt zu einer Festsetzung der Durchschnitts­
preise , wie sie im Anhang zu dieser Verordnung ange­
geben sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

A rtikel 1

Die in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung ( EWG) Nr.
816/70 genannten Durchschnittspreise werden im
Anhang dieser Verordnung festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24 . Juli 1974 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kommission

Der Präsident

Francois-Xavier ORTOLI

(') ABl . Nr . L 99 vom 5 . 5 . 1970 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr . L 166 vom 21 . 6 . 1974 , S. 1 .
( 3 ) ABl . Nr . L 118 vom 1 . 6 . 1970 , S. 16 .
( 4 ABl . Nr . L 64 vom 6 . 3 . 1974 , S. 8 .

( 5 ) ABl . Nr . L 106 vom 12 . 5 . 1971 , S. 1 .
( 6 ) ABl . Nr . L 353 vom 22 . 12 . 1973 , S. 25 .
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ANHANG

Durchschnittspreise für Tafelweinarten auf den verschiedenen Handelsplätzen

Art RE ]C Grnil
Alkohol / hl Art RE je Grad

Alkohol / Iii

keine
Notierungen

keine
Notierungen

1,521
1,552

1.534

1,183

A 1

Bordeaux

Nantes

Bari

Cagliari

Chieti

Ravenna ( Lugo , Faenza )
Trapani ( Alcamo )
T reviso

keine
Notierungen

keine
Notierungen

keine
Notierungen

R 1

Béziers

Montpellier
Narbonnc

Ninies

Perpignan

Asti

Firenze

[. ecce

Pescara

Reggio Kmilia
T reviso

Verona ( für die dort erzeugten Weine )

1,227
1,351

1,102
1.632

1,883
1,621
keine

Notierungen
1,259
1,671
1.639

1,652 Mil l

A II

Rhein pfalz ( Oberhaardt )

Rheinhessen ( Hügelland )

Das Weinbaugebiet der luxemburgischen
Mosel

keine
Notierungen

keine
Notierungen

keine
Notierungen

H

keine
Notierungen

keine
Notierungen

keine
Notierungen

keine
Notierungen

k Ii

Bari

Ba riet t a

Caghari

Lecce

Taranto

R IM

Rheinpfalz-Rheinhessen ( Hügelland )

1 ,603

A III

RE/ )
32,79Mosel-Rheingau

Das Weinbaugebiet der luxemburgischen
Mosel

keine
Notierungenkeine

Notierungen

(') Gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung ( EWG ) Nr . 1020/ 70 nicht berücksichtigte Notierung
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1918/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Festsetzung der Einschleusungspreise und Abschöpfungen für Eier

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr . 122/67/EWG des Ra­
tes vom 13 . Juni 1967 über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Eier ('), zuletzt geändert durch die Akte
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen
der Verträge ( 2 ), insbesondere auf Artikel 3 und
Artikel 7 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 122/67/EWG genannten Erzeugnisse in die
Gemeinschaft muß eine Abschöpfung erhoben wer­
den , die für jedes Vierteljahr im voraus festgesetzt
wird . Da die Abschöpfungen zuletzt durch die Verord­
nung ( EWG) Nr. 966/ 74 ( 3 ) für die Zeit bis zum 31 .
Juli 1974 festgesetzt worden sind , ist eine Neufestset­
zung für die Zeit vom 1 . August bis 31 . Oktober 1974
erforderlich .

Die Abschöpfung für Eier in der Schale setzt sich aus
zwei Teilbeträgen zusammen .

Der erste Teilbetrag muß der Differenz zwischen den
Preisen in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt

für die gemäß Anhang I zur Verordnung Nr.
145/67/EWG des Rates vom 21 . Juni 1967 zur Festset­
zung der Vorschriften für die Berechnung der Ab­
schöpfungen und des Einschleusungspreises für
Eier ( 4 ), geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
1716/74 ( 5 ), bestimmte Futtergetreidemenge entspre­
chen .

Der Preis der Futtergetreidemenge in der Gemein­
schaft muß gemäß Artikel 2 der Verordnung Nr.
145/67/EWG ermittelt werden . Der Preis der gleichen
Menge auf dem Weltmarkt muß gemäß Artikel 3 der­
selben Verordnung ermittelt werden .

Dieser Artikel 3 bestimmt, daß der Preis der einzel­
nen Getreidearten auf dem Weltmarkt dem arithmeti­
schen Mittel der cif-Preise der betreffenden Getreide­
art entspricht . Die cif-Preise werden für einen Zeit­
raum von sechs Monaten vor dem Vierteljahr, in dem
der genannte Teilbetrag berechnet wird , ermittelt ; das
ist der Zeitraum vom 1 . November 1973 bis zum 30 .

April 1974 .

Der zweite Teilbetrag muß 7 v . H. des Mittels der für
die vier Vierteljahre vor dem 1 . Mai eines jeden Jahres
gültigen Einschleusungspreise entsprechen .

Die Abschöpfung für Bruteier muß nach der gleichen
Methode berechnet werden wie die Abschöpfung für
Eier in der Schale . Als Futtergetreidemenge muß je­
doch die in Anhang I zur Verordnung Nr.
145/67/ EWG bestimmte Menge zugrunde gelegt wer­
den . Der zweite Teilbetrag muß 7 v . H. des Mittels der
Einschleusungspreise für Bruteier entsprechen .

Die Abschöpfung für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch­
stabe b) der Verordnung Nr . 122/67/ EWG genannten
Erzeugnisse muß von der Abschöpfung für Eier in der
Schale abgeleitet werden , und zwar nach Maßgabe der
im Anhang zur Verordnung Nr. 164/67/EWG der
Kommission vom 26 . Juni 1967 zur Festsetzung der
Faktoren zur Berechnung der Abschöpfungsbeträge
und Einschleusungspreise für die abgeleiteten Erzeug­
nisse auf dem Eiersektor ( 6 ), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1 775/74 ( 7 ), festgesetzten Koef­
fizienten .

Für die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr.
122/67/EWG genannten Erzeugnisse müssen die Ein­
schleusungspreise für jedes Vierteljahr im voraus fest­
gesetzt werden . Da die Einschleusungspreise zuletzt
durch die Verordnung ( EWG) Nr. 966/74 für die Zeit
bis zum 31 . Juli 1974 festgesetzt worden sind , ist eine
Neufestsetzung für die Zeit vom 1 . August bis 31 . Ok­
tober 1974 erforderlich .

Der Einschleusungspreis für Eier in der Schale setzt
sich aus zwei Beträgen zusammen .

Der erste Betrag muß dem Weltmarktpreis der in
Anhang II zur Verordnung Nr. 145/67/ EWG bestimm­
ten Futtergetreidemenge entsprechen .

Der Preis dieser Getreidemenge muß gemäß Artikel 4
Absätze 2 und 3 der Verordnung Nr. 145/67/ EWG
festgesetzt werden .

Dieser Artikel bestimmt , daß der Preis der einzelnen
Getreidearten auf dem Weltmarkt dem arithmetischen
Mittel der cif-Preise der betreffenden Getreideart ent­
spricht . Die cif-Preise werden für einen Zeitraum von
sechs Monaten vor dem Vierteljahr, in dem der ge­
nannte Teilbetrag errechnet wird , ermittelt ; das ist der
Zeitraum vom 1 . November 1973 bis zum 30 . April
1974 .(>) ABl . Nr . 117 vom 19 . 6 . 1967, S. 2293/67 .

0 ABl . Nr . L 73 vom 27 . 3 . 1972, S. 14 .
( 3 ) ABl . Nr. L 110 vom 24 . 4 . 1974, S. 13 .
(■») ABl . Nr . 125 vom 26 . 6 . 1967 , S. 2467/67 .
( 5 ) ABl . Nr . L 181 vom 4 . 7 . 1974, S. 1 .

( 6 ) ABl . Nr. 129 vom 28 . 6 . 1967 , S. 2578/67 .
( 7 ABl . Nr. L 186 vom 10 . 7 . 1974, S. 14 .
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Der zweite Betrag, durch den die übrigen Futterkosten
sowie die allgemeinen Erzeugungs- und Vermarktungs­
kosten ausgedrückt werden , wurde in Anhang II zur
Verordnung Nr. 145/67/EWG festgesetzt .

Der Einschleusungspreis der Bruteier muß nach der
gleichen Methode berechnet werden , die zur Berech­
nung des Einschleusungspreises für Eier in der Schale
angewendet wird . Der Preis der Futtergetreidemenge
muß jedoch der in Anhang II zur Verordnung Nr.
145/67/EWG bestimmten Menge entsprechen . Der
Pauschbetrag muß dem im gleichen Anhang festge­
setzten Betrag entsprechen .

Die Einschleusungspreise der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe b) der Verordnung Nr. 122/ 67/EWG ge­
nannten Erzeugnisse müssen von dem Einschleusungs­
preis für Eier in der Schale abgeleitet werden , und
zwar unter Berücksichtigung des Minderwerts des
Grundstoffs , der für diese Erzeugnisse nach Artikel 5
Absatz 2 dieser Verordnung festgesetzten Koeffizien­
ten sowie eines im Anhang zu der Verordnung Nr.
164/67/ EWG festgesetzten Pauschbetrags .

Was den zur Berechnung der Einschleusungspreise
für die ganzen Erzeugnisse zugrunde zu legenden Min­
derwert angeht, so sollte zunächst dem Fehlen be­
stimmter besonderer Vermarktungskosten für Eier in
der Schale sowie einem prozentualen Anteil Rech­
nung getragen werden , durch den die im allgemeinen
für zum Aufschlagen bestimmte Eier erzielten niedri­
geren Preise zum Ausdruck gebracht werden .

Diese von dem Einschleusungspreis für Eier in der
Schale abzuziehenden Vermarktungskosten können

auf 0,0800 Rechnungseinheiten je Kilogramm ge­
schätzt werden . Der von diesem herabgesetzten Ein­
schleusungspreis abzuziehende prozentuale Anteil
kann auf 20 v . H. geschätzt werden .

Was den zur Berechnung der Einschleusungspreise
für die getrennten Erzeugnisse zugrunde zu legenden
Minderwert angeht, so sollte den gleichen Vermark­
tungskosten Rechnung getragen werden wie für die
ganzen Erzeugnisse . Es sollte jedoch einem prozentua­
len Anteil Rechnung getragen werden , der unter dem
für die ganzen Erzeugnisse zugrunde gelegten Anteil
liegt, da zur Herstellung der getrennten Erzeugnisse
frische Eier verwendet werden müssen . Dieser prozen­
tuale Anteil kann auf 7 v. H. geschätzt werden .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Geflügelfleisch und Eier —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 3 der Verordnung Nr. 122/67/EWG vor­
gesehenen Abschöpfungen sowie die in Artikel 7 die­
ser Verordnung vorgesehenen Einschleusungspreise
für die in Artikel 1 Absatz 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse werden im Anhang festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1 . August 1974 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Koni mission

Der Präsident

Francois-Xavier ORTOLI



Nr. L 202/20 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2 J.. 7 . 74

ANHANG

Einschleusungspreise und Abschöpfungen für Eier vom 1 . August 1974
bis zum 31 . Oktober 1974

Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung

Einschleusungs­
preis

Abschöpfungs­
hetrag

1 i 2 3 I 4

RE / 100 Stück RE / 100 Stück

04.05 Vogeleier und Eigelb , frisch, getrocknet oder in
anderer Weise haltbar gemacht , auch gezuckert :

A. Eier in der Schale , frisch oder haltbar ge­
macht :

I. Eier von Hausgeflügel :
a ) Bruteier ( a ) 9,45 0,50

RE/ 100 kg RE / 100 kg

b ) andere 76,42 3,97

B. Eier ohne Schale und Eigelb :

I. genießbar :
a ) Eier ohne Schale :

1 , getrocknet
2 . andere

b) Eigelb :
1 , flüssig
2 , gefroren
3 , getrocknet

308,42
81,50

165.81

176,71
367,79

17,94
4,61

8,10
8,65

18,58

(a ) Hierher gehören nur Eier von Hausgeflügel , die den von den zuständigen Stellen der Europäischen Gemein­
schaften festgesetzten Voraussetzungen entsprechen .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1919/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Festsetzung der Einschleusungspreise und der Abgaben bei der Einfuhr für
Eieralbumin und Milchalbumin

Kommission vom 23 . Juli 1974 zur Festsetzung der
Einschleusungspreise und Abschöpfungen für Eier (4 )
festgesetzt worden .

Die Berechnungsmethoden für die Einschleusungs­
preise und Abgaben bei der Einfuhr sind in der Ver­
ordnung Nr. 200/67/EWG ( 5 ) beschrieben . Sie sind
auch bei der Festsetzung der Einschleusungspreise
und Abgaben bei der Einfuhr für den kommenden
Zeitraum von drei Monaten zu verwenden .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Geflügelfleisch und Eier —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 170/67/EWG des Ra­
tes vom 27 . Juni 1967 über die gemeinsame Handels­
regelung für Eieralbumin und Milchalbumin und zur
Aufhebung der Verordnung Nr. 48 /67/EWG ( 1 ), geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1081 /71 (2 ), ins­
besondere auf Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 5
Absatz 5 zweiter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Einschleusungspreise und Abgaben bei der Ein­
fuhr für die in Artikel 1 der Verordnung Nr.
170/67/EWG genannten Erzeugnisse müssen für je­
weils drei Monate im voraus festgesetzt werden .

Da die Einschleusungspreise und Abgaben bei der Ein­
fuhr für Eieralbumin und Milchalbumin zuletzt durch
die Verordnung (EWG) Nr. 967/74 (3 ) für die Zeit bis
zum 31 . Juli 1974 festgesetzt worden sind, ist eine
Neufestsetzung für die Zeit vom 1 . August bis 31 . Ok­
tober 1974 erforderlich . Diese Festsetzung muß auf
der Grundlage des Einschleusungspreises und der Ab­
schöpfung für Eier in der Schale für den gleichen Zeit­
raum erfolgen .

Dieser Einschleusungspreis und diese Abschöpfung
sind durch die Verordnung (EWG) Nr. 1918/74 der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 2 der Verordnung Nr. 170/67/EWG vor­
gesehenen Abgaben bei der Einfuhr sowie die in Arti­
kel 5 derselben Verordnung vorgesehenen Einschleu­
sungspreise für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse werden im Anhang festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1 . August 1974 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Bn ssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kommission

Der Präsident

Francois-Xavier ORTOLI

(') ABl . Nr . 130 vom 28 . 6 . 1967, S. 2596/67 .
( 2 ) ABl . Nr . L 116 vom 28 . 5 . 1971 , S. 9 .

3 ) ABl . Nr . L 110 vom 24. 4 . 1974, S. 15 .
(4 ) Siehe Seite 18 dieses Amtsblatts . N

5 ) ABl . Nr. 134 vom 30 . 6 . 1967, S. 2834/67 .
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ANHANG

Einschleusungspreise und Abgaben bei der Einfuhr für Eieralbumin und Milchalbumin
vom 1 . August 1974 bis zum 31 . Oktober 1974

Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung Einschleusungs­

preis
Abschöpfungs­

betrag

1 2 3 4

RE/ 100 kg RE/100 kg

35.02 Albumine, Albuminate und andere Albumin­
derivate :

A. Albumine :

II . andere ( als ungenießbare oder ungenieß­
bar gemachte) :
a ) Eieralbumin und Milchalbumin :

1 , getrocknet ( in Blättern , Flocken,
Kristallen, Pulver usw. ) 350,34 16,12

2 , andere 47,00 2,18
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1920/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Festsetzung der Einschleusungspreise und Abschöpfungen für Geflügel­
fleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 123/67/EWG des Ra­
tes vom 13 . Juni 1967 über die gemeinsame Markt­
organisation für Geflügelfleisch ('), zuletzt geändert
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und die
Anpassungen der Verträge (2 ), insbesondere auf
Artikel 3 und Artikel 7 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 123/67/EWG genannten Erzeugnisse in die
Gemeinschaft muß eine Abschöpfung erhoben wer­
den, die für jedes Vierteljahr im voraus festgesetzt
wird . Da die Abschöpfungen zuletzt durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 968 /74 ( 3 ) für die Zeit bis zum 31 .
Juli 1974 festgesetzt worden sind, ist eine Neufestset­
zung für die Zeit vom 1 . August bis 31 . Oktober 1974
erforderlich .

Die Abschöpfung für geschlachtetes Geflügel setzt
sich aus zwei Teilbeträgen zusammen .

Der erste Teilbetrag muß der Differenz zwischen den
Preisen in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt
für die in Anhang I der Verordnung Nr. 146/67/EWG
des Rates vom 21 . Juni 1967 zur Festsetzung der Vor­
schriften für die Berechnung der Abschöpfung und
des Einschleusungspreises für Geflügelfleisch (4 ) be­
stimmte Futtergetreidemenge , zuletzt geändert durch
die Verordnung ( EWG) Nr. 1717/74 ( 5 ), entsprechen .

Der Preis der Futtergetreidemenge in der Gemein­
schaft muß gemäß Artikel 2 der Verordnung Nr.
146/67/EWG , der Preis der gleichen Menge auf dem
Weltmarkt gemäß Artikel 3 derselben Verordnung
ermittelt werden .

Dieser Artikel 3 bestimmt, daß der Preis der einzel­
nen Getreidearten auf dem Weltmarkt dem arithmeti­
schen Mittel der cif-Preise der betreffenden Getreide­
art entspricht . Die cif-Preise werden für einen Zeit­
raum von sechs Monaten vor dem Vierteljahr, in dem
der genannte Teilbetrag berechnet wird , ermittelt ; das
ist der Zeitraum vom 1 . November 1973 bis zum
30 . April 1974 .

Der zweite Teilbetrag muß 7 v. H. des Mittels der für
die vier Vierteljahre vor dem 1 . Mai eines jeden Jahres
gültigen Einschleusungspreise entsprechen .

Die Abschöpfung für Küken muß nach der gleichen
Methode berechnet werden wie die Abschöpfung für
geschlachtetes Geflügel . Als Futtergetreidemenge muß
jedoch die in Anhang I zur Verordnung Nr.
146/67/EWG bestimmte Menge zugrunde gelegt wer­
den . Der zweite Teilbetrag muß 7 v. H. des Mittels der
Einschleusungspreise für Küken entsprechen .

Die Abschöpfung für die in Artikel 1 Absatz 2 Buch­
stabe d) der Verordnung Nr. 123/67/EWG genannten
Erzeugnisse muß von der Abschöpfung für geschlach­
tetes Geflügel nach Maßgabe der im Anhang zur Ver­
ordnung Nr. 199/67/EWG der Kommission vom 28 .
Juni 1967 zur Festsetzung der Koeffizienten zur Be­
rechnung der Abschöpfungsbeträge für die abgeleite­
ten Erzeugnisse auf dem Geflügelfleischsektor ( 6), zu­
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
1 776/74 ( 7), festgesetzten Koeffizienten abgeleitet wer­
den .

Für die Erzeugnisse der Tarifnummern 02.03 , 15.01 B
und 16.02 B I des Gemeinsamen Zolltarifs, für die der
Zollsatz im GATT konsolidiert worden ist, müssen
die Abschöpfungen auf den Betrag beschränkt wer­
den, der sich aus dieser Konsolidierung ergibt .

Für die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr.
123/67/EWG genannten Erzeugnisse müssen die Ein­
schleusungspreise für jedes Vierteljahr im voraus fest­
gelegt werden . Da die Einschleusungspreise zuletzt
durch die Verordnung (EWG) Nr. 968 /74 für die Zeit
bis zum 31 . Juli 1974 festgesetzt worden sind, ist eine
Neufestsetzung für die Zeit vom 1 . August bis zum
31 . Oktober 1974 erforderlich .

Der Einschleusungspreis für geschlachtetes Geflügel
setzt sich aus zwei Beträgen zusammen .

• Der erste Betrag muß dem Weltmarktpreis der im
Anhang II zur Verordnung Nr. 146/67/EWG bestimm­
ten Futtergetreidemenge entsprechen .

Der Preis dieser Getreidemenge muß gemäß Artikel 4
Absätze 2 und 3 der Verordnung Nr. 146/67/EWG
festgelegt werden .

Dieser Artikel 4 bestimmt, daß der Preis der einzel­
nen Getreidearten auf dem Weltmarkt dem arithmeti­(') ABl . Nr. 117 vom 19 . 6 . 1967 , S. 2301 /67 .

( 2 ) ABl . Nr. L 73 vom 27 . 3 . 1972 , S. 14 .
( 3 ) ABl . Nr . L 1 10 vom 24 . 4 . 1974, S. 17 .
(■») ABl . Nr . 125 vom 26 . 6 . 1 967 , S. 2470/67 .

5 ABl . Nr . L 181 vom 4 . 7 . 1974 , S. 3 .
( 6) ABl . Nr. 134 vom 30 . 6 . 1967, S. 2831 /67 .

7 ABl . Nr. L 186 vom 10 . 7 . 1974, S. 16 .
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Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Geflügelfleisch und Eier —

sehen Mittel der cif-Preise der betreffenden Getreide­
art entspricht . Die cif-Preise werden für einen Zeit­
raum von sechs Monaten vor dem Vierteljahr, in dem
der genannte Teilbetrag errechnet wird, ermittelt ; das
ist der Zeitraum vom 1 . November 1973 bis zum 30 .
April 1974.

Der zweite Betrag, durch den die übrigen Futterkosten
sowie die allgemeinen Erzeugungs- und Vermarktungs­
kosten ausgedrückt werden , wurde in Anhang II zur
Verordnung Nr. 146/67/EWG festgesetzt .

Der Einschleusungspreis für Küken muß nach der
gleichen Methode errechnet werden , die zur Berech­
nung des Einschleusungspreises für geschlachtetes
Geflügel angewendet wird . Der Preis der Futtergetrei­
demenge muß jedoch der in Anhang II zur Verord­
nung Nr. 146/67/ EWG bestimmten Menge entspre­
chen . Der Pauschbetrag muß dem im gleichen An­
hang festgesetzten Betrag entsprechen .

Die Einschleusungspreise der in Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe d) der Verordnung Nr. 123/67/EWG ge­
nannten Erzeugnisse müssen von dem Einschleusungs­
preis für geschlachtetes Geflügel nach Maßgabe der
für diese Erzeugnisse nach Artikel 5 Absatz 3 dieser
Verordnung festgesetzten Koeffizienten abgeleitet wer­
den .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Die in Artikel 3 der Verordnung Nr.
123/67/EWG vorgesehenen Abschöpfungen sowie die
in Artikel 7 dieser Verordnung vorgesehenen Ein­
schleusungspreise für die in Artikel 1 Absatz 1 der
gleichen Verordnung genannten Erzeugnisse werden
im Anhang festgesetzt .

(2) Für die Brzeugnisse der Tarifnummern 02.03 ,
15.01 B und 16.02 B I des Gemeinsamen Zolltarifs ,
für die der Zollsatz im GATT konsolidiert worden ist ,
werden die Abschöpfungen jedoch auf den Betrag be­
schränkt, der sich aus dieser Konsolidierung ergibt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1 . August 1 974 in Kraft .

L/ iese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kommission

Der Präsident

Francois-Xavier ORTOLI
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ANHANG

Einschleusungspreise und Abschöpfungen für Geflügelfleisch vom 1 . August 1974 bis zum
31 . Oktober 1974

Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung Einschleusungs­

preis
Abschöpfungs­

betrag

1 2 3 4

' RE/100 Stück RE/100 Stück

01.05 Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, Truthühner und Perlhühner),
lebend :

A. mit einem Stückgewicht von höchstens 185 Gramm, genannt
„Küken" 19,12 1,02

RE/100 kg RE/100 kg

B. andere :

I. Hühner 64,11 3,68
II . Enten 73,89 3,77

III . Gänse 75,93 3,63
IV. Truthühner 81,34 4,32
V. Perlhühner 107,73 , 6,29

02.02 Hausgeflügel , nicht lebend, und genießbarer Schlachtabfall hiervon
( ausgenommen Lebern), frisch, gekühlt oder gefroren :

A. Geflügel , unzerteilt :

I. Hühner :

a ) gerupft, entdarmt, mit Kopf und Ständern , genannt „Hüh­
ner 83 v.H. " 80,56 4,43

b ) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf und Ständer, mit
Herz, Leber und Muskelmagen , genannt „Hühner 70
v.H." 91.59 5,25

c ) gerupft , ausgenommen, ohne Kopf und Ständer, ohne
Herz, Leber und Muskelmagen , genannt „Hühner 65
v.H." 99,80 5,66

II . Enten :

a ) gerupft, ausgeblutet, geschlossen oder entdarmt, mit
Kopf und Paddeln , genannt „Enten 85 v.H." 86,93 4,44

b ) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf und Paddeln , mit
Herz, Leber und Muskelmagen , genannt „Enten 70 v.H." 105,56 5,39

c) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf und Paddeln und
ohne , Herz, Leber und Muskelmagen , genannt „Enten
63 v.H." 117,29 5,99

III . Gänse :

a ) gerupft, ausgeblutet , geschlossen , mit Kopf und Paddeln ,
genannt „Gänse 82 v.H. " 108,47 5,18

b ) gerupft, ausgenommen , ohne Kopf und Paddeln , mit oder
ohne Herz und Muskelmagen , genannt „Gänse 75 v.H." 98,58 4.26

IV. Truthühner 116,20 6,17

V. Perlhühner 153,90 8,98
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Nummer des
Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung Einschleusungs­

preis
Abschöpfungs­

betrag

1 2 3 4

RE/100 kg RE/ 100 kg

02.02
(Fortsetzung)

B. Teile von Geflügel ( ausgenommen genießbarer Schlachtabfall ) :
I. entbeint

II . nicht entbeint :

a ) Hälften oder Viertel :

226,34 12,02

1 , von Hühnern 109,78 6,23
2 , von Enten 129,02 6,59
3 , von Gänsen 108,44 4,69
4 . von Truthühnern 127,82 6,79
5 , von Perlhühnern 169,29 9,88

b ) ganze Flügel , auch ohne Flügelspitzen 73,56 3,91
c) Rücken ; Hälse ; Rücken mit Hälsen ; Sterze ; Flügelspit­

zen 50,93 2,70
d) Brüste und Teile davon :

1 , von Gänsen 147,87 6,39
2 , von Truthühnern 191,73 10,18
3 , von anderem Geflügel 151,12 8,66

e ) Schenkel und Teile davon :
1 , von Gänsen 142,94 6,18
2 , von Truthühnern :

aa ) Unterschenkel und Teile davon 104,58 5,55
bb ) andere 180,11 9,56

3 , von anderem Geflügel 141,96 8,14
f) andere 226,34 12,02

C. genießbarer Schlachtabfall 50,93 2,70

02.03 Geflügellebern , frisch , gekühlt , gefroren , gesalzen oder in Salzlake :
A. Lebern von Mastgänsen oder Mastenten 1084,70 51,80

B. andere 130,15 6,91

02.05 Schweinespeck , ausgenommen Schweinespeck mit mageren Teilen
( durchwachsener Schweinespeck), Schweinefett und Geflügelfett ,
weder ausgepreßt noch ausgeschmolzen , noch mit Lösungsmitteln
ausgezogen , frisch , gekühlt, gefroren , gesalzen , in Salzlake, getrock­
net oder geräuchert :

C. Geflügelfett 113,17 6,01

15.01 Schweineschmalz , anderes Schweinefett und Geflügelfett , ausge­
preßt, ausgeschmolzen oder mit Lösungsmitteln ausgezogen :
B. Geflügelfett , ausgepreßt oder ausgeschmolzen 135,80 7,21

16.02 Fleisch und Schlachtabfall , anders zubereitet oder haltbar gemacht :

B. andere :

I. von Geflügel :
a ) mit einem Anteil von 57 Gewichtshundertteilen oder mehr

an Fleisch von Geflügel ( a ) 248,97 . 13,22

b ) mit einem Anteil von 25 Gewichtshundertteilen oder
mehr, jcdoch weniger als 57 Gewichtshundertteilen an
Fleisch von Geflügel ( a ) 135,80 7,21

c ) andere 79,22 4,21

(a ) Bei der Bestimmung des Vomhundertsatzes an Geflügelfleisch wird das Gewicht der Knochen nicht mitgerechnet.
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1921 /74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Durchführung einer Ausschreibung der Ausfuhrabschöpfung für geschälten
Langkornreis

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Es wird eine Ausschreibung der in Artikel 2 Ab­
satz 1 erster Gedankenstrich der Verordnung (EWG)
Nr. 2737/73 des Rates genannten Ausfuhrabschöp­
fung durchgeführt .

(2) Die Ausschreibung gilt für geschälten Langkorn­
reis .

(3) Die Ausschreibung ist bis zum 18 . Oktober
1974 eröffnet . Während ihrer Dauer werden wöchent­
liche Ausschreibungen durchgeführt , für die die Zeit­
punkte für die Einreichung der Angebote in der Aus­
schreibungsbekanntmachung festgelegt werden .

(4) Abweichend von Artikel 1 Absatz 2 der Verord­
nung (EWG) Nr. 3197/73 beträgt die Frist , die zwi­
schen der Veröffentlichung der Ausschreibungsbe­
kanntmachung und dem ersten , für die Einreichung
der Angebote festgesetzten Zeitpunkt einzuhalten ist ,
10 Tage .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des Ra­
tes vom 25 . Juli 1967 über die gemeinsame Marktorga­
nisation für Reis ('), zuletzt geändert durch die
Beitrittsakte ( 2 ),

gestützt auf die Verordnung ( EWG) Nr. 2737/73 des
Rates vom 8 . Oktober 1973 zur Festlegung der im
Falle von Störungen auf dem Reissektor anzuwenden­
den Grundregeln ( 3 ), insbesondere auf Artikel 4 Ab­
satz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die gegenwärtige Lage auf dem Reismarkt läßt es
zweckmäßig erscheinen , für den geschälten Langkorn­
reis eine Ausschreibung der in Artikel 2 Absatz 1 er­
ster Gedankenstrich der Verordnung ( EWG) Nr.
2737/73 genannten Ausfuhrabschöpfung zu eröffnen .

Die Durchführung des Ausschreibungsverfahrens zur
Festsetzung der Ausfuhrabschöpfung wurde mit der
Verordnung (EWG) Nr. 3197/73 der Kommission
vom 23 . November 1973 über die Durchführungsbe­
stimmungen für die Ausschreibung der Ausfuhrab­
schöpfung bei Reis (4 ) geregelt .

Das mit der Ausschreibung verfolgte Ziel kann nur
erreicht werden , wenn der Zuschlagsempfänger alle
im Zeitpunkt der Einreichung der Angebote eingegan­
genen Verpflichtungen erfüllt . Hierzu zählt auch die
Verpflichtung, einen Antrag auf Erteilung einer Aus­
fuhrlizenz zu stellen . Die bei Angebotsabgabe zu stel­
lende Ausschreibungskaution kann die Einhaltung die­
ser Verpflichtung sicherstellen . Wird ein solcher An­
trag nicht gestellt , so ergibt sich daraus der Verlust die­
ser Kaution .

Um den ordnungsgemäßen Ablauf eines Ausschrei­
bungsverfahrens der Ausfuhrabschöpfung zu sichern ,
sind eine Mindestmenge sowie die Frist und die Form
für die Übermittlung der bei den zuständigen Stellen
eingereichten Angebote vorzuschreiben .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

Artikel 2

Ein Angebot ist nur gültig, wenn es sich auf minde­
stens 20 Tonnen erstreckt .

Artikel 3

Die Ausfuhrlizenz wird nicht erteilt und die gemäß
Artikel 3 der Verordnung ( EWG) Nr. 3197/73 ge­
stellte Kaution verfällt , wenn die in Artikel 2 Absatz 3
Buchstabe b) dieser Verordnung genannte Verpflich­
tung nicht eingehalten wird .

Artikel 4

( 1 ) Wurde die Verpflichtung zur Ausfuhr nicht er­
füllt , so verfällt die in Artikel 3 Absatz 1 der Verord­
nung (EWG) Nr. 3197/73 genannte Kaution für eine
Menge , die dem Unterschied entspricht zwischen

a ) 93 v . H. der in der Ausfuhrlizenz angegebenen Net­
tomenge und

(•) ABl . Nr . 174 vom 31 . 7 . 1967, S. 1 .
(*) ABl . Nr . L 73 vom 27 . 3 . 1972, S. 14 .
(>) ABl . Nr . L 282 vom 9 . 10 . 197.3 , S. 13 .
(4 ) ABl . Nr . L 326 vom 27 . 11 . 1973 , S. 10 .
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b) der tatsächlich ausgeführten Menge .

(2) Beträgt die ausgeführte Menge jedoch weniger
als 7 v. H. der in der Lizenz angegebenen Netto­
menge, so verfällt die Kaution vollständig.
(3) Auf Antrag des Lizenzinhabers können die Mit­
gliedstaaten unter der Voraussetzung, daß die Ausfuhr
von mindestens 7 v. H. der in der Lizenz angegebenen
Menge bewiesen ist, die Kaution für die Teilmengen
freistellen , für die der in Artikel 7 Absatz 1 der Verord­
nung (EWG) Nr. 3197/73 genannte Nachweis der Aus­
fuhr erbracht ist .

Artikel 5

Die eingereichten Angebote müssen durch Vermitt­
lung der Mitgliedstaaten spätestens eineinhalb Stun­
den nach Ablauf der Frist für die wöchentliche Einrei­
chung der Angebote , so wie sie in der Ausschreibungs­
bekanntmachung vorgeschrieben ist , der Kommission
zugegangen sein . Sie müssen nach dem im Anhang
wiedergegebenen Schema übermittelt werden .

Gehen keine Angebote ein , so unterrichten die Mit­
gliedstaaten hierüber die Kommission innerhalb der
im ersten Unterabsatz genannten Frist .

Artikel 6

Während des Zeitraums, in dem in Italien die soge­
nannte Sommerzeit angewandt wird , gelten die für die
Einreichung der Angebote festgesetzten Termine in
diesem Mitgliedstaat als um eine Stunde hinausgescho­
ben . Während des Zeitraums, in dem in Irland und
im Vereinigten Königreich die sogenannte Sommer­
zeit nicht angewandt wird , gelten die für die Einrei­
chung der Angebote festgesetzten Termine in diesen
Mitgliedstaaten als um eine Stunde vorverlegt .

A rtikel 7

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kommission

Der Präsident

Francois-Xavier ORTOLI
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ANHANG

Wöchentliche Ausschreibung der Ausfuhrabschöpfung für geschälten Langkornreis

Bekanntmachung zur Ausschreibung, die im Amtsblatt Nr veröffentlicht wurde

Ablauf der Angebotsfrist ( Tag/Uhrzeit )

1 2 3

Fortlaufende
Numerierung

der Bieter

Menge
( in Tonnen )

Betrag der Ausfuhrabschöpfung in nationaler
Währung/Tonne

1

2

3

4

5

usw.
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VERORDNUNG ( EWG) Nr. 1922/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

zur Festsetzung der Ausgleichsbeträge für die Erzeugnisse des Schweinefleisch­
sektors

Die im gleichen Zeitraum für die anderen Erzeug­
nisse als geschlachtete Schweine geltenden Ausgleichs­
beträge müssen von dem Ausgleichsbetrag für ge­
schlachtete Schweine mit Hilfe von Koeffizienten ab­
geleitet werden , die das Verhältnis zum Ausdruck brin­
gen, das in Artikel 10 Absätze 1 und 2 Buchstabe a)
der Verordnung Nr. 121 /67/EWG des Rates vom 13 .
Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisation für
Schweinefleisch ( 7 ), zuletzt geändert durch die Verord­
nung ( EWG) Nr. 1 652/73 ( 8 ), angegeben wird .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltyngsaus­
schusses für Schweinefleisch —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den am 22 . Januar 1972 in Brüssel unter­
zeichneten und durch den Beschluß vom 1 . Januar
1973 (') geänderten Vertrag über den Beitritt neuer
Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft ( 2 ),

gestützt auf die Verordnung ( EWG) Nr. 234/73 des
Rates vom 31 . Januar 1973 zur Festlegung der Grund­
regeln des Systems der Ausgleichsbeträge auf dem
Schweinefleischsektor ( 3 ), geändert durch die Verord­
nung ( EWG) Nr. 2879/73 (4 ), insbesondere auf
Artikel 8 Absatz 2 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die auf die Erzeugnisse des Schweinefleischsektors
anwendbaren Ausgleichsbeträge sind für die Zeit bis
zum 31 . Juli 1974 durch die Verordnung ( EWG) Nr.
2056/73 der Kommission vom 27 . Juli 1973 ( 5 ), geän­
dert durch die Verordnung ( EWG) Nr. 2787/73 ( 6), fest­
gesetzt worden .

Die ab 1 . August 1974 anwendbaren Ausgleichsbe­
träge für geschlachtete Schweine müssen an Hand der
für diese Erzeugnisse in der Verordnung (EWG) Nr.
234/73 festgesetzten Beträge nach Maßgabe der Verän­
derung der Ausgleichsbeträge berechnet werden , die
auf die in der Gemeinschaft zur Erzeugung von einem
Kilogramm Schweinefleisch erforderliche Futtergetrei­
demenge anwendbar sind .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

A rtikel 1

Die vom 1 . August 1974 bis zum 31 . Juli 1975 im
Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprüng­
lichen Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaa­
ten und zwischen den letztgenannten und dritten Län­
dern anwendbaren Ausgleichsbeträge werden für die
Erzeugnisse des Schweinefleischsektors gemäß dem
Anhang zu dieser Verordnung festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1 . August 1974 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
' Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kontmission

Der Präsident

Francois-Xavier ORTOLI

(') ABl . Nr . L 2 vom 1.1 . 1973 , S. 1 .
(-) ABl . Nr . L 73 vom 27 . 3 . 1972 , S. .5 .
P ) ABl . Nr . L 29 vom 1 . 2 . 1973 , S. 1 .
Y) ABl . Nr . L 297 vom 25 . 10 . 1973 , S. 3 .
( 5 ) ABl . Nr . L 208 vom 28 . 7 . 1973 , S. 63 .
( ö ) ABl . Nr . L 286 vom 13 . 10 . 1973 , S. 17 .

( 7 ) ABl . Nr . 117 vom 19 . 6 . 1967 , S. 2283/67 .
( s ) ABl . Nr . L 166 vom 23 . 6 . 1973 , S. 1 .
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ANHANG (M

AusgleichsbetrageNummer
des

Gemein­
samen

Zolltarifs

Bezeichnung der Erzeugnisse
Vereinigtes
Königreich Irland

RE/100 kg

01.03 Schweine, lebend :

A. Hausschweine :

6,00

7,05

2,39

2,81

02.01

9,17

13,57

10,64
14,12

7,61

14,12
14,12

3,65
5,40

4,23
5,62

3,03

5,62
5,62

II . andere :

a ) Sauen mit einem Mindestgewicht von 160 kg, die min­
destens einmal geferkelt haben

b ) andere

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall von den in den Tarifnum­
mern 01.01 bis 01.04 genannten Tieren , frisch , gekühlt oder
gefroren :

A. Fleisch :

III . von Schweinen :

a ) von Hausschweinen :
1 . in ganzen oder halben Tierkörpern , auch ohne Kopf,

Pfoten oder Flomen

2 . Schinken mit Knochen , auch Teilstücke davon
3 . Schultern mit Knochen , auch Teilstücke davon
4 . Kotelettstränge mit Kamm , auch Teilstücke davon
5 . Bäuche, auch Bauchspeck
6 . anderes :

aa ) ohne Knochen und gefroren
bb ) anderes

B. Schlachtabfall :

II . anderer :

c ) von Hausschweinen :

1 . Köpfe , auch Teilstücke davon ; Fettbacken
2 . Pfoten ( Spitzbeine) ; Schwänze
3 . Nieren

4 . Lebern

5 . Herzen , Zungen , Lungen
6. Lebern , Herzen , Zungen und Lungen mit Luftröhre

und Schlund ( sogenannte Schweinegeschlinge)
7 . anderer

Schweinespeck, ausgenommen Schweinespeck mit mageren Teilen
( durchwachsener Schweinespeck )., Schweinefett und Geflügelfett ,
weder ausgepreßt noch ausgeschmolzen , noch mit Lösungsmitteln
ausgezogen, frisch, gekühlt , gefroren , gesalzen , in Salzlake , ge­
trocknet oder geräuchert :

A. Schweinespeck :

I. frisch , gekühlt, gefroren , gesalzen oder in Salzlake
II . getrocknet oder geräuchert

B. Schweinefett

2,93

0,83
9,63

11,10
5,50

8,07

8,07

1,17

0,33

3,83

4,42
2,19

3,21

3,21

02.05

3,67

4,31

2,20

1,46
1,72

0,88

(') Im Fall der Anwendung von Artikel 3 der Verordnung ( EWG ) Nr . 234/7,3 des Rates zur Festlegung der Grundregeln des Systems der Aus
gleichsbeträge auf dem Schweinefleischsektor wird die Erhebung oder die Gewährung von den in diesem Anhang festgesetzten Ausgleichs
betragen auf die von der Kommission gemäß vorgenanntem Artikel 3 festgesetzten Berträge begrenzt .
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Nummer
des

Bezeichnung der Erzeugnisse

Ausgleichsbeträge

Gemein­
samen

Zolltarifs Vereinigtes
Königreich Irland

— RE/ 100 kg —

02.06 Fleisch und genießbarer Schlachtabfall aller Art ( ausgenommen Ge­
flügellebern), gesalzen oder in Salzlake , getrocknet oder geräuchert :

B. von Hausschweinen :

I. Fleisch : i

a ) gesalzen oder in Salzlake :
1 . in ganzen oder halben Tierkörpern, auch ohne Kopf,

Pfoten oder Flomen

2 . Baconhälften, spencers, 3/4 sides oder middles :
aa) Baconhälften
bb ) spencers
cc) 3 /4 sides oder middles

3 . Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon
4 . Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon
5 . Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon
6 . Bäuche, auch Bauchspeck
7. anderes

•

9,17

11,92
11,92
13.11
13,57
10,64
14.12
7,61

14,12

3,65

4,75
4,75
5.22
5,40

4.23
5,62
3,03
5,62

b ) getrocknet oder geräuchert :

1 . in ganzen oder halben Tierkörpern , auch ohne Kopf,
Pfoten oder Flomen 13,11 5,22

2 . Baconhälften , spencers, 3/4 sides oder middles :
aa ) Baconhälften
bb ) spencers
cc ) 3/4 sides oder middles

13,11
13,11
14,40

5,22
5,22
5,73

3 . Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon :
aa ) leicht getrocknet oder leicht geräuchert
bb ) andere

17,42
24,67

6,94
9,82

4 . Schultern mit Knochen , auch Teilstücke davon :
aa ) leicht getrocknet oder leicht geräuchert
bb ) andere

12,20
19,35

4,85
7,70

5 . Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon :
aa ) leicht getrocknet oder leicht geräuchert
bb ) andere

18,34
24,39

7,30
9,71

6 . Bäuche, auch Bauchspeck :
aa ) leicht getrocknet oder leicht geräuchert
bb ) andere

8,71
12,65

3,47
5,04

7, anderes :
aa ) leicht getrocknet oder leicht geräuchert
bb ) anderes

II . Schlachtabfall :

a ) Köpfe, auch Teilstücke davon ; Fettbacken
b ) Pfoten ( Spitzbeine) ; Schwänze
c ) Nieren
d ) Lebern
e ) Herzen , Zungen , Lungen
f) Lebern, Herzen, Zungen und Lungen mit Luftröhre und

Schlund (sogenannte Schweinegeschlinge)
g) anderer

j 18,34
24,67

2,93

0,83
9,63

11,10
5,50

8,07
8,07

7,30
9.82

1,17
0,33
3.83

4,42
2,19

3,21
3,21
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AusgleichsbeträgeNummer
des

Gemein­
samen

Zolltarifs

Bezeichnung der Erzeugnisse
Vereinigtes
Königreich Irland

RE/100 kg

15.01

16.01

16.02

Schweineschmalz , anderes Schweinefett und Geflügelfett , ausgepreßt ,
ausgeschmolzen oder mit Lösungsmitteln ausgezogen :

A. Schweineschmalz und anderes Schweinefett :

I. zu industriellen Zwecken, ausgenommen zum Herstellen von
Lebensmitteln ( a ) 2,93 1,17

II . andere 2,93 1,17

Würste und dergleichen , aus Fleisch , aus Schlachtabfall oder aus
Tierblut :

A. aus Lebern 13,39 5,33

B. andere ; b ) :
I. Rohwürste , nicht gekocht 21,82 8,69

II . andere 15,41 6,13

Fleisch und Schlachtabfall , anders zubereitet oder haltbar gemacht :
A. aus Lebern :

II . andere 12,29 4,89
B. andere :

III . andere :

a ) Fleisch von Flausschweinen oder Schlachtabfall von Haus­
schweinen enthaltend und mit einem Gehalt an :

1 . Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von
80 Gewichtshundertteilen oder mehr :
aa ) Schinken , Filets und Koteletts , auch Teilstücke

davon 23,11 9,20

bb ) Schultern , auch Teilstücke davon 19,26 7,67
cc) anderes 13,11 5,22

2 . Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft , von
40 oder mehr, jedoch weniger als 80 Gewichtshundert­
teilen 10,91 4,34

3 . Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von
weniger als 40 Gewichtshundertteilen 6,42 2,56

(a) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen - Be hörden festzusetzenden Voraussetzungen .
(b) Bei der Anwendung der Ausgleichsbeträge auf Würstchen in Behaltnissen , die auch Konservierungsflüssigkeit enthalten , wird nur das Gewicht

der Würstchen zugrunde gelegt .

Anmerkung : Für die Erzeugnisse der Nummern 02.01 B II c), 15.01 A I, 16.01 A, 16.02 A II des Gemeinsamen Zolltarifs ,
für die der Zollsatz im GATT konsolidiert worden ist , werden die Ausgleichsbeträge auf den sich aus dieser
Konsolidierung ergebenden Betrag begrenzt .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1923/74 DER KOMMISSION
vom 23 . Juli 1974

^zur Änderung der besonderen Abschöpfung bei der Ausfuhr von Weiß - und
Rohzucker

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des
Rates vom 18 . Dezember 1967 über die gemeinsame
Marktorganisation für Zucker (*), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1 602/74 (2 ),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 608 /72 des
Rates vom 23 . März 1972 über die Anwendungsregeln
im Zuckersektor im Falle eines erheblichen Preis­
anstiegs auf dem Weltmarkt (3 ), insbesondere auf
Artikel 1 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die besondere Abschöpfung, die bei der Ausfuhr von
Weiß - und Rohzucker anzuwenden ist, wurde durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1791 /74 (4 ), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) 1910/74 (5 ), festge­
setzt .

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
1791 /74 enthaltenen Vorschriften , Kriterien und
Durchführungsbestimmungen auf die Angaben, über
die die Kommission gegenwärtig verfügt, führt dazu,
daß die gegenwärtig geltende besondere Abschöpfung
bei der Ausfuhr entsprechend dem Anhang zu dieser
Verordnung zu ändern ist —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

A rtikel 1

Die in Artikel 16 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der
Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannte besondere
Ausfuhrabschöpfung für Zucker, festgesetzt im An­
hang der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 1791 /74,
wird gemäß den im Anhang genannten Beträgen abge­
ändert .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24. Juli 1974 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Juli 1974
Für die Kommission

P.J. LARDINOIS

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. 308 vom 18 . 12 . 1967, S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 172 vom 27 . 6 . 1974, S. 7 .
(3 ) ABl . Nr. L 75 vom 28 . 3 . 1972, S. 5 .
(4 ) ABl . Nr. L 187 vom 11 . 7 . 1974, S. 23 .
( 5 ) ABl . Nr. L 201 vom 23 . 7 . 1974, S. 23 ,
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 23 . Juli 1974 zur Änderung der besonderen Ausfuhr­
abschöofung für Weiß- und Rohzucker

( ULI 100 kn '

NI II I ) 1 1 MC r lies Ilei rag der
l' emeinsamen Be/eichnung der Er /eugnisse besonderen Aus»

Zolltarifs filili ;absch (">)■> f U I IH

17.01 Riihen - und Rohrzucker , fest :

A. denaturiert :

I. Weißzucker 29,50
II . Rohzucker 29,50 (»)

h. nicht denaturiert :

I. Weißzucker 29,50
ex II . Rohzucker , ausgenommen Kandiszucker 29,50 (>)

I 1 ) Dieser Heirat; « ilt fiii Rohzucker mit einem Reiulementweit von 92 v.H. Wenn der Rendementwert des
ausgeführten Rohzuckers von 92 v.H. abweicht , wird der nach den Besiimnmnuen des Artikels 2 dei
Verordnung ( EWG ) Nr . 1076/72 berechnete Abschöpfungsbetrag angewandt .
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürft ige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 15 . Juli 1974
zur Änderung der Richtlinien 64/432/EWG , 64/433/EWG , 71 / 118/EWG ,
72/461 /EWG und 72/462/EWG über die Geltungsdauer der Verfahren des Ständi­

gen Veterinärausschusses

(74/387/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die
Artikel 43 und 100 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der mit Beschluß des Rates vom 15 . Oktober 1968 (')
eingesetzte Ständige Veterinärausschuß gibt seine Stel­
lungnahme nach Verfahren ab , deren Geltungsdauer
auf einen Zeitraum von 18 Monaten von dem Tage ab
beschränkt ist, an dem der Ausschuß erstmals aufgefor­
dert wurde , eine Stellungnahme abzugeben .

Der Ausschuß wurde erstmals am 22 . Dezember 1972
zu einer Stellungnahme aufgefordert . Die Frist rdichte
für eine abschließende Beurteilung nicht aus ; die Gel­
tungsdauer dieser Verfahren sollte daher, nur für
einige Zeit , verlängert werden —

— Artikel 14 der Richtlinie 64/432/ EWG des Rates
vom 26 . Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrecht­
licher Fragen beim innergemeinschaftlichen Han­
delsverkehr mit Rindern und Schweinen ( 2 ), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 73 / 1 50 / EWG ( 3 ),

— Artikel 9b der Richtlinie 64/433 / EWG des Rates
vom 26 . Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsver­
kehr mit frischem Fleisch (4 ), zuletzt geändert
durch die Beitrittsakte ( s ) und den Beschluß des
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom
1 . Januar 1973 zur Anpassung der Dokumente be­
treffend den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zu den
Europäischen Gemeinschaften ( 6 ),

— Artikel 13 der Richtlinie 71 / 118 /EWG des Rates
vom 15 . Februar 1971 zur Regelung gesundheit­
lichen Fragen beim Handelsverkehr mit frischem
Geflügelfleisch ( 7 ), zuletzt geändert durch die Bei­
trittsakte und den Beschluß des Rates der Europä­
ischen Gemeinschaften vom 1 . Januar 1973 zur
Anpassung der Dokumente betreffend den Beitritt
neuer Mitgliedstaaten zu den Europäischen Ge­
meinschaften ,

— Artikel 10 der Richtlinie 72/461 / EWG des Rates
vom 12 . Dezember 1972 zur Regelung viehseu­
chenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftli­

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

In folgenden Artikeln werden die Worte „achtzehn
Monate" durch die Worte „dreißig Monate" ersetzt :

(-') ABl . Nr . 121 vom 29 . 7 . 1964 , S. 1977/ 64 .
(■') ABl . Nr . L 172 vom 28 . 6 . 1 97.^5 , S. 18 . •
( 4 ) ABl . Nr . 121 vom 29 . 7 . 1964 , S. 2012/ 64 .
( 5 ) ABI . Nr . L 73 vom 27 . 3 . 1972 , S. 14 .
( h ) ABl . Nr . L 2 vom 1 . 1 . 1973 , S. 1 .

7 ) ABl . Nr . L 55 vom 8 . 3 . 1971 , S. 23 .(') ABl . Nr . L 255 vom 18 . 10 . 1968 , S. 23 .
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chen Handelsverkehr mit frischem Fleisch (•), zu­
letzt geändert durch die Richtlinie 73/358 /
EWG ( 2 ),

— Artikel 31 der Richtlinie 72/462/EWG des Rates
vom 12 . Dezember 1972 zur Regelung viehseu­
chenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei
der Einfuhr von Rindern und Schweinen und von
frischem Fleisch aus Drittländern ( 3 ), zuletzt geän­
dert durch die Richtlinie 73/358 /EWG .

Artikel 2

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 15 . Juli 1974 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Christian BONNET

(') ABl . Nr . L 302 vom 31 . 12 . 1972, S. 24 .
(-') ABl . Nr . L 326 vom 27 . 11 . 1973 , S. 17 .
( 3 ) ABI . Nr . L 302 vom 31 . 12 . 1972 , S. 28 .
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ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 15 . Juli 1974
zur Änderung der Entscheidung 73/88 /EWG über die Geltungsdauer der Verfah­

ren des Ständigen Veterinärausschusses

( 74/388 / EWG)

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

In Artikel 8 der Entscheidung 73 /88 /EWG des Rates
vom 26 . März 1973 bezüglich einer Aktion zum
Schutz des Viehbestandes der Gemeinschaft gegen be­
stimmte Maul - und Klauenseucheviren ( 2 ) werden die
Worte „achtzehn Monate" durch die Worte „dreißig
Monate" ersetzt .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerich­
tet .

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Arti­
kel 43 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Der durch Beschluß des Rates vom 15 . Oktober
1968 (') eingesetzte Ständige Veterinärausschuß gibt
seine Stellungnahme nach Verfahren ab , deren Gel­
tungsdauer auf einen Zeitraum von 18 Monaten von
dem Tage ab beschränkt war, an dem der Ausschuß
erstmals aufgefordert wurde , eine Stellungnahme abzu­
geben .
Der Ausschuß wurde erstmals am 22 . Dezember 1972
zu einer Stellungnahme aufgefordert . Die Frist reichte
für eine abschließende Beurteilung nicht aus . Die Gel­
tungsdauer dieser Verfahren sollte daher, nur für
einige Zeit , verlängert werden —

Geschehen zu Brüssel am 15 . Juli 1974 .

Im Nd Dien des Rates

Der Präsident

Christian BONNET

(') ABl . Nr . I. 2 ^ vom IX . 10 . 1968 , S. 2.1 (-') ABl . Nr . L 106 vom 20 . 4 . 1973 , S. 26 .
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ÖFFENTLICHE BAUAUFTRÄGE

(Veröffentlichung der Bekanntmachungen von öffentlichen Bauaufträgen und Konzes­
sionen für öffentliche Bauarbeiten gemäß der Richtlinie des Rates Nr. 71/305/EWG
vom 26. Juli 1971, ergänzt durch die Richtlinie des Rates Nr. 72/277/EWG vom 26. Juli

1972)

BEKANNTMACHUNGSMUSTER FÜR AUFTRAGE

A. Offene Verfahren

1 . Name und Anschrift der Vergabestelle (Artikel 16 Buchstabe e)('):

2 . Verfahrensart (Artikel 16 Buchstabe b) :

3 . a) Ausführungsort (Artikel 16 Buchstabe c) :
b) Art und Umfang der zu erbringenden Leistungen sowie wesentliche Merkmale der Arbeiten (Artikel 16 Buchstabe c) :
c) Besteht der Auftrag aus mehreren Losen : Größenordnung der einzelnen Lose und Möglichkeiten , ein Angebot für ein Los,

mehrere Lose oder sämtliche Lose einzureichen (Artikel 16 Buchstabe c) :
d) Angaben über den Gegenstand des Auftrags , wenn dieser auch die Anfertigung von Entwürfen vorsieht (Artikel 16 Buch­

stabe c) :

4 . Etwa vorgeschriebene Ausführungsfrist (Artikel 16 Buchstabe d) :

5 . a) Name und Anschrift der Stelle , bei der die Verdingungsunterlagen und zusätzliche Unterlagen angefordert werden können
(Artikel 1 6 Buchstabe f) :

b) Tag, bis zu dem die vorgenannten Unterlagen angefordert werden können (Artikel 16 Buchstabe f) :
c ) (gegebenenfalls) Betrag und Bedingungen für die Zahlung dieses Betrages, der zu entrichten ist, um die genannten Unterla­

gen zu erhalten (Artikel 16 Buchstabe f) :

6 . a) Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen (Artikel 16 Buchstabe g) :
b) Anschrift der Stelle , bei der sie einzureichen sind (Artikel 16 Buchstabe g) :
c) Sprache bzw . Sprachen , in denen sie abzufassen sind (Artikel 16 Buchstabe g) :

7 . a) Personen , die bei der Öffnung der Angebote anwesend sein dürfen (Artikel 1 6 Buchstabe h ) :
b) Tag, Stunde und Ort der Öffnung (Artikel 16 Buchstabe h) :

8 . (gegebenenfalls) Geforderte Kautionen und Sicherheiten (Artikel 16 Buchstabe i ) :

9 . Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die Vorschriften , in denen sie enthalten sind
(Artikel 16 Buchstabe j ) :

10 . (gegebenenfalls) Rechtsform , die der Unternehmenszusammenschluß haben muß , dem der Auftrag erteilt worden ist (Artikel
1 6 Buchstabe k) :

11 . Wirtschaftliche und technische Mindestbedingungen , die vom Unternehmer zu erfüllen sind (Artikel 16 Buchstabe 1):

12 . Frist, während der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind (Artikel 16 Buchstabe m) :

13 . Kriterien , die bei der Auftragserteilung angewandt werden . Andere Kriterien als der niedrigste Preis werden angegeben , falls
sie nicht in den Verdingungsunterlagen genannt werden (Artikel 29) :

14 . Andere Auskünfte :

15 . Tag der Absendung der Bekanntmachung (Artikel 16 Buchstabe a) :

(') Die in Klammern stehenden Artikel verweisen auf die Richtlinie des Rates Nr. 71 /305/EWG vom 26. Juli 1971 (ABl . Nr. L 185 vom 16 . 1971 , S. 5).
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B. Nicht offene Verfahren

1 . Name und Anschrift der Vergabestelle (Artikel 17 Buchstabe a)( 1 ):

2 . Verfahrensart (Artikel 17 Buchstabe a ) :

3 . a) Ausführungsort (Artikel 17 Buchstabe a) :
b) Art und Umfang der zu erbringenden Leistungen sowie wesentliche Merkmale der Arbeiten (Artikel 17 Buchstabe a) :
c ) Besteht der Auftrag aus mehreren Losen : Größenordnung der einzelnen Lose und Möglichkeiten , ein Angebot für ein Los ,

mehrere Lose oder für sämtliche Lose einzureichen (Artikel 17 Buchstabe a) :
d ) Angaben über den Gegenstand des Auftrags , wenn dieser auch die Anfertigung von Entwürfen vorsieht (Artikel 17 Buch­

stabe a) :

4 . Etwa vorgeschriebene Ausführungsfrist (Artikel 17 Buchstabe a) :

5 . (gegebenenfalls) Rechtsform , die der Unternehmenszusammenschluß haben muß , dem der Auftrag erteilt worden ist (Artikel
17 Buchstabe a) :

6 . a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen (Artikel 17 Buchstabe b) :
b) Anschrift der Stelle , bei der sie einzureichen sind (Artikel 17 Buchstabe b) :
c ) Sprache bzw . Sprachen , in denen sie abzufassen sind (Artikel 17 Buchstabe b) :

7 . Tag, bis zu dem die Aufforderung zur Angebotsabgabe abgesandt wird (Artikel 17 Buchstabe c) :

8 . Auskünfte über die Lage des Unternehmens sowie wirtschaftliche und technische Mindestbedingungen , die vom Unterneh­
mer zu erfüllen sind (Artikel 17 Buchstabe d) :

9 . Kriterien , die bei der Auftragserteilung angewandt werden , wenn sie in der Aufforderung zur Angebotsabgabe nicht genannt
werden (Artikel 18 Buchstabe d) :

10 . Andere Auskünfte :

11 . Tag der Absendung der Bekanntmachung (Artikel 17 Buchstabe a) :

(') Die in Klammern stehenden Artikel verweisen auf die Richtlinie des Rates Nr . 71 /305/ HWG vom 26 . Juli 1971 (ABI . Nr . L, 1X5 vom 16 . H. 1971 , S. 5 ).
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Offenes Verfahren

b) Ab 18 . Juli 1974 .
c) 150 DM je Doppelausfertigung zu überweisen an die

Stadtkasse Trier (Kto . - Nr . 900 001 bei der Stadtspar­
kasse Trier).

6 . a) 23 . August 1974, 10 Uhr .
b) Wie Ziffer 5 . a).
c) Deutsch .

7 . a) Bieter und ihre Bevollmächtigte .
b) Wie Ziffer 6 . a) und b).

8 . Es werden nur Bürgschaften eines in der Bundesrepublik
Deutschland zugelassenen Kreditversicherers oder
Kreditinstituts angenommen .

9 . Abschlag- und Schlußzahlungen nach der Verdingungs­
ordnung für Bauleistungen , Teil B (VOB/B ) 1973 und
den zusätzlichen Vertragsbedingungen der Stadt Trier.

10 . Bauunternehmung oder Arbeitsgemeinschaft mehrerer
Unternehmungen — Registereintragung Voraussetzung.

11 . — Umsatz des Bewerbers in den letzten drei Jahren ,
— Zahl der in den letzten drei Jahren jahresdurch­

schnittlich beschäftigten Arbeitskräfte aufgegliedert
nach Berufsgruppen ,

— dem Bewerber für die Ausführung der zu verge­
benden Leistung zur Verfügung stehende techn .
Ausrüstung,

— Eintragung in das Berufsregister am Sitz oder Wohn­
sitz des Bewerbers .

1 . Stadtverwaltung Trier D 5500 Trier, Augustinerhof.

2 . Öffentliche Ausschreibung nach der Verdingungsord­
nung für Bauleistungen — Teil A (VOB/A 1973 ).

3 . a) L 143 / 144 — Stadtteil Trier-Olewig bis Tarforst .
b) Straßenbauarbeiten . Ausbau der L 143 / 144 .

Baufeldfläche räumen :

ca . 1 2 000 qm ,
ca . 800 Bäume fällen ,
ca . 14 000 cbm Mutterbodenabtrag,
ca . 185 000 cbm Bodenabtrag 2.23 — 2.26,
ca . 55 000 cbm Bodenabtrag 2.27,
ca . 25 000 cbm Bodenabtrag 2.28 ,
ca . 2 500 lfd . m Sickerleitungen ,
ca . 2 000 lfd . m Entwässerungsleitungen aus Stahlbe­
tonrohren 0 300 bis 0 1000 mit den dazugehörigen
Einsteig- und Ablaufschächten ,
ca . 14 500 cbm Frostschutzschicht ,
ca . 27 600 qm Bitu-Tragschicht verschiedener Stärke ,
ca . 25 000 qm Binderschicht 8,5 cm stark ,
ca . 27 000 qm Deckschichten aus AFB 3,5 + 2,5 cm
stark,
ca . 2 000 lfd . m Randeinfassungen aus Hochbord und
Bordrinnensteinen ,
ca . 240 cbm Winkelstützmauern .

Sonstige Bauarbeiten für Versorgungsträger Gas und
Wasser, Kabelverlegungen , Stahlbetonarbeiten für
FernVersorgungskanal .
Kanalarbeiten Mischwasserkanal
Bereich Geißbach
435 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 300 mm ,
105 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 400 mm ,
540 lfd . m Stahlbetonrohrkanal mit den zugehörigen
Schachtbauwerken und Nebenarbeiten ,
ca . 1 650 cbm Bodenaushub der Kanalgräben bis
4,00 m tief.
Bereich Brückenbauwerk L 144 bis zur Umgehungs­
straße Uni

240 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 500 mm ,
220 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 600 mm ,
110 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 700 mm ,
230 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 900 mm ,
50 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 1 200 mm ,
90 lfd . m Stahlbetonrohrkanal 0 1 400 mm ,
940 lfd . m Stahlbetonrohrkanal mit den zugehörigen
Schachtbauwerken und Nebenarbeiten ,
ca . 7 240 cbm Bodenaushub der Kanalgräben bis 6 m
tief .

c ) Gesamtvergabe .
d )

4 . Baubeginn : 1 . Oktober 1974, Bauende : 31 . Dezember
1976 .

5 . a ) Stadtverwaltung Trier — Bauverwaltungsamt —
D 5500 Trier , Augustinerhof, Verwaltungsgebäude I ,
Zimmer 204 .

1 2 . 8 Wochen nach Angebotseröffnung.

13 . Der Zuschlag wird nach § 25 VOB/A — Ausgabe
1973 — auf das Angebot erteilt , das unter Berücksichti­
gung aller techn . und wirtschaftl . Gesichtspunkte als das
a n n e h m ba rs te e rsc h e i n t .

14 . Auskünfte und Einsicht in die Pläne können beim Tief­
bauamt der Stadt Trier, 5500 Trier, Augustinerhof, Abt .
Straßen - und Brückenneubau , vorgenommen werden .
Eine Begehung der Strecke ist einzeln , nach telef .
Terminangabe , beim Tiefbauamt Trier möglich . Tele­
fon : (06 51)71 84 02 .

15 . 16 . Juli 1974 .
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Offenes Verfahren

6 . a) 22 . August 1974, 11 Uhr (Eröffnungstermin).
b) Wie Ziffer 1 .
c) Deutsch .

7 . a) Bieter und ihre Bevollmächtigten .
b) Wie 6 . a) und 6 . b).

8 . Vor der Auftragserteilung ist Sicherheit in Höhe von
3 . v . H. der Auftragssumme in Geld, oder durch Bürg­
schaft zu leisten ; es werden nur Bürgschaften eines in
der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Kreditver­
sicherers oder Kreditinstituts angenommen .

9 . Abschlags - und Schlußzahlungen erfolgen nach VOB/B
in Verbindung mit Ziffer 13 ZVStra .

10 . Für den Auftrag kommen nur Bieter in Betracht, die in­
nerhalb der letzten drei Jahre Arbeiten gleichen Um­
fangs und gleichen technischen Schwierigkeitsgrades mit
Erfolg durchgeführt haben . Der Nachweis hierüber ist
dem Angebot beizufügen .

1 . Straßen-Neubauamt Kempten , D 8960 Kempten , Pfeiler­
graben 14 .

2 . Öffentliche Ausschreibung.

3 . a) Zwischen Geisenried und Altdorf einschl . Ortsumge­
hung Altdorf .

b) Neubau der Bundesstraße 12, Los 3b .
Die Arbeiten umfassen im wesentlichen :

100 000 cbm Mutterbodenabtrag und Wiederandek­
ken ,
90 000 cbm Abtrag und Wiedereinbau ,
800 000 cbm Boden aus Seitenentnahme in Dämme
einbauen ,
85 000 cbm Frostschutzschicht,
110 000 qm bituminöse Tragschicht 16 cm dick,
105 000 qm Asphaltbeton 4 cm dick,
3 000 qm Pflasterarbeiten ,
6 000 lfd . m Entwässerungsleitungen ,
1 Brückenbauwerk (Unterführung einer Gemeindever­
bindungsstraße , Stützweite 8,26 m),
4 Bachdurchlässe aus Stahlfertigteilen im M. 40 m
lang,
3 Viehdurchlässe aus Stahlbetonfertigteilen , 4,0 m x
3,5 m , i.M. 40 m lang.

c )
d)

4 . Fertigstellungstermin : 15 . November 1976 .

5 . a) Wie Ziffer 1 .
b) Ab 22. Juli 1974 .
c) Gegen Nachweis der Einzahlung eines Betrages von

80 DM auf das Konto Nr. 16 949 (BLZ 733 500 00)
bei der Stadtsparkasse Kempten angefordert werden .
Der Betrag wird nicht zurückerstattet .

11 .

12 . 20 . September 1974.

13 . Der Zuschlag wird nach § 25 VOB/A auf das Angebot
erteilt , das unter Berücksichtigung aller technischen und
wirtschaftlichen Gesichtspunkte als das annehmbarste
erscheint .

4 .

15 . 15 . Juli 1974 .
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Nicht offenes Verfahren

1 . Coventry City Council , Bevollmächtigter : Harry Noble,
DipTP, ARIBA, MRTPI , City Architect and Planning
Officer, Department of Architecture and Planning, To­
wer Block, Much Park Street, Coventry, England .

2 . Beschränkte Ausschreibung.

3 . a) Zu dem im Stadtrandbereich liegenden Ausführungs­
ort — drei nebeneinanderliegende Grundstücke —
bestehen durch umliegende Straßen gute Zufahrts­
möglichkeiten . Die Gesamtfläche beträgt etwa
3,33 Acre ( 1,32 ha).

b) Im Rahmen eines städtischen Wohnungsprojekts
(Yardley Street) sind folgende Gebäude zu errichten :
32 zweigeschossige Wohnhäuser nach rationalisierter
herkömmlicher Bauart (Midland Housing Consor­
tium).
21 dreigeschossige Wohnhäuser in herkömmlicher
Ziegelbauart . 39 Garagen in herkömmlicher Ziegel­
bauart sowie dazugehörige Nebenarbeiten .
Der Auftragswert liegt bei 450 000 bis 500 000 £ Ster­
ling.

c)
d)

6 . a) 5 . August 1974.
b) Wie Ziffer 1 , Bezugszeichen SS/AR/70.74 .
c) Englisch .

7 . 16 . August 1974.

8 . Bewerber haben folgende Unterlagen einzureichen :
Nachweis ihrer finanziellen und wirtschaftlichen Lei­
stungsfähigkeit im Zusammenhang mit den mit der Zu­
schlagserteilung verbundenen Verpflichtungen durch
eine entsprechende Bankauskunft , ein Verzeichnis der in
den letzten fünf Jahren ausgeführten Bauleistungen ein­
schließlich der größeren z.Z. ausgeführten Aufträge, ggf.
mit Bescheinigungen über die ordnungsgemäße Ausfüh­
rung der wichtigsten Arbeiten und vorzugsweise mit
Zeichnungen und/oder Fotografien .

9 . Besondere Kriterien sind der Preis und die Ausführungs­
frist .

10 . — Das Projekt steht unter der Leitung von Viner, Barn­
well , Hatwood, Chartered Architects , 105 New Union
Street , Coventry .

— Maßgebend für den Auftrag ist das „Joint Contracts
Tribunal Standard Form of Building Contract (Local
Authorities Edition with Quantities)" in der neuesten
Fassung unter Einschluß einer Preisgleitklausel .

— Letzter Termin für den Eingang der Angebote ist der
30 . September 1974.

4 .

5 . 1st vor der Vergabe zu bestimmen . 11 . 12 . Juli 1974 .
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Nicht offenes Verfahren

1 . Coventry City Council , Bevollmächtigter : Harry Noble ,
DipTP, ARIBA, MRTPI, City Architect and Planning
Officer, Department of Architecture and Planning, To­
wer Block, Much Park Street, Coventry, England .

2 . Beschränkte Ausschreibung.

3 . a) Zu dem im Stadtrandbereich liegenden Ausführungs­
ort bestehen durch umliegende Straßen gute Zufahrts­
möglichkeiten . Die Grundstücksfläche beträgt etwa
4,4 Acre ( 1,78 ha).

b) Im Rahmen eines städtischen Wohnungsprojekts
( Dunsmore Avenue) sind folgende Gebäude zu errich­
ten :

66 zweigeschossige Wohnhäuser nach rationalisierter
herkömmlicher Bauart (Midland Housing Consor­
tium).
27 dreigeschossige Wohnhäuser in herkömmlicher
Ziegelbauart .
64 Garagen in herkömmlicher Ziegelbauart sowie da­
zugehörige Nebenarbeiten .
Der Auftragswert Jiegt bei 750 000 bis 800 000 £ Ster­
ling.

c)
d)

6 . a) 5 . August 1974 .
b) Wie Ziffer 1 , Bezugszeichen SS/AR/7107 .
c) Englisch .

7 . 12 . August 1974 .

8 . Bewerber haben folgende Unterlagen einzureichen :
Nachweis ihrer finanziellen und wirtschaftlichen Lei­
stungsfähigkeit im Zusammenhang mit den mit der Zu­
schlagserteilung verbundenen Verpflichtungen durch
eine entsprechende Bankauskunft , ein Verzeichnis der in
den letzten fünf Jahren ausgeführten Bauleistungen ein­
schließlich der größeren z.Z. ausgeführten Aufträge , ggf .
mit Bescheinigung über die ordnungsgemäße Ausfüh­
rung der wichtigsten Arbeiten und vorzugsweise mit
Zeichnungen und/oder Fotografien .

9 . Besondere Kriterien sind der Preis und die Ausführungs­
frist .

10 . -— Das Projekt steht unter der Leitung von Roy A. Ge­
den , Chartered Architect , 18 , Hertford Street , Conven­
try .

— Maßgebend für den Auftrag ist das „Joint Contracts
Tribunal Standard Form of Building Contract ( Local
Authorities Edition with Quantities)" in der neuesten
Fassung unter Einschluß einer Preisgleitklausel .

— Letzter Termin für den Eingang der Angebote ist der
23 . September 1974 .4 .

5 . Ist vor der Vergabe zu bestimmen . 11.12 Juli 1974 .
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Nicht offenes Verfahren

•c )
d )

4 . Vertragliche Ausführungsfrist : 97 Wochen von der Auf­
tragserteilung (Mai 1975) bis zur Inbetriebnahme der An­
lage .

5 . United Kingdom ICE Conditions of Contract ( 5th Edi­
tion ).

6 . a ) 2 . August 1974 .
b) Siehe Ziffer 1 .
c ) Englisch .

7 . 30 . August 1974 .

X. Artikel 25 Buchstaben a), b ) und c ) sowie Artikel 26
Buchstaben b), d ) und e ).

9 . Preis , technische Ausbildung und Einhaltung der Baube­
schreibung .

1 . Corporation of Dundee , City Chambers , Dundee, DDI
3BY , Schottland .

2 . Beschränkte Ausschreibung .

3 . a ) Baldovie , Dundee , Schottland .
b ) Bau einer Müllverbrennungsanlage ; der Auftrag um­

faßt :

Entwurf, Lieferung, Montage und Testen der maschi­
nellen Anlagen und der dazugehörigen elektrotechni­
schen Ausrüstung für eine Müllverbrennungsanlage
mit Sprühwasser-Gaskühlung (Kapazität der Anlage
10 Mg/h); die Anlage umfaßt :
— Brückenwaage ,
— Kipptore ,
— Greiferkräne ,
— Müllbrenner und Mülltransportanlage ,
— Gaskühl - und Gasreinigungsanlage,
— Rauchgasabzug,
— elektrotechnische Ausrüstung, Instrumentierung

und Steuergeräte .
Bau der Müllverbrennungsanlage zur Unterbringung
der o.g . Betriebsanlagen mit einem 62 m hohen
Schornstein , Nebengebäude mit Büro und Sozialräu­
men sowie Pförtnerhaus , Brückenwaage ; Außenarbei­
ten und - installationen .

10 .

11 . 12 . Juli 1974 .
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Nicht offenes Verfahren

1 . The County Council of Hereford and Worcester, Shire­
hall , Worcester, England .

2 . Beschränkte Ausschreibung mit Leistungswettbewerb .

3 . a) Spetchley Road, Worcester, England .
b ) Neubau einer Bezirksverwaltung (County Headquar­

ters) mit Stahlbetonskelett, beton - bzw . holzgedeckten
Obergeschossen und Fertigteil - sowie Ziegelaußen­
mauern . Der Auftrag umfaßt Zufahrtstraßen und Park­
plätze , Hauptinstallationen , Umzäunung und Entwäs­
serungs - sowie dazugehörige Erdarbeiten und die land­
schaftsgärtnerische Gestaltung.

c ) Der Auftraggeber wird Nachunternehmen für die ma­
schinen - und die elektrotechnischen Leistungen so­
wie für die Lieferung von bestimmtem Material und
sonstige Leistungen empfehlen . Die Kosten des unter
diese Nachunternehmerverträge fallenden Materials
und der einschlägigen Leistungen werden auf einen
Betrag zwischen 2 250 000 £ und 2 500 000 £ ge­
schätzt . Die gesamten Auftragskosten werden auf 4
bis 5 Mill . £ geschätzt .

d )

4 . Ungefähr 30 Monate , gerechnet vom Datum der Baustel­
lenübergabe an .

5 . Wird der Zuschlag auf das Angebot einer Bietergemein­
schaft erteilt , so muß sich jedes Einzelunternehmen
schriftlich verpflichten , gesamtschuldnerisch für den Auf­
trag zu haften .

6 . a) 5 . August 1974 .
b) Peter de Brant M.A., ARIBA, Robert Matthew, John­

son-Marshall and Partners, Rosanne House, Bridge

Road, Welwyn Garden City AL8 6 UD, England, Tel ;
Welwyn Garden 2 76 81 , Telegrammadresse : RUM­
JUM Welwyn Garden City .

c) Englisch .

7 . Oktober 1974 .

8 . — Geeignete Bankauskunft .
— Bilanzen der letzten drei Jahre mit einer Erklärung

über den Bauumsatz .

— Eine Erklärung über die technische Befähigung des
leitenden und des aufsichtsführenden Personals , das
für die Ausführung der Arbeiten verantwortlich sein
würde, sowie bisherige Bauerfahrungen im Vereinig­
ten Königreich .

— Eine Liste der in den letzten fünf Jahren ausgeführ­
ten Bauleistungen im Wert von mehr als einer Mil­
lion Rechnungseinheiten unter Angabe des Auftrags­
werts , des Ausführungsortes und des Auftraggebers .

— Einzelheiten über die für die Ausführung der Baulei­
stung verfügbaren Baumaschinen und -geräte .

— Angaben darüber, ob der Unternehmer Stammperso­
nal oder an Ort und Stelle einzustellende Arbeits­
kräfte einsetzen will .

9 . Niedrigstes annehmbares Angebot im Wettbewerb .

10 . Maßgebend für den Auftrag ist das Standard Form of
Agreement and Schedule of Conditions of Building Con­
tract issued by the Joint Contracts Tribunal (vom Joint
Contracts Tribunal herausgegebenes Standardformular
für Bauverträge). Preisschwankungen sind gemäß Klausel
31A, C und D des Standardformulars zulässig .

11 . 12 . Juli 1974 .
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with quantities (Standardformular für Bauverträge mit
Gemeindebehörden , Ausgabe mit Mengenangaben) unter
Streichung von Klausel 31 B.

6 . a) 7 . August 1974.
b) The Chief Architect and Planning Officer, Anschrift

siehe Ziffer 1 .

c) Englisch .

7 . 1 . Oktober 1974. v

8 . Teilnahmeanträgen sind folgende Auskünfte beizufügen :
— Nachweis , daß der Unternehmer gemäß Artikel 23

nicht von der Teilnahme am Verfahren ausgeschos­
sen ist ;

— Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Lei­
stungsfähigkeit des Bieters gemäß Artikel 25 Buchsta­
ben a), b) und c) ;

— Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit des Bie­
ters gemäß Artikel 26 Buchstaben a), b), c), d) und e).

9 . Niedrigstes annehmbares Angebot im Wettbewerb . Es
besteht kein Rechtsanspruch auf Teilnahme am Wettbe­
werb .

1 . Warrington Development Corporation , Post Office Box
49 , Warrington , WAl 1SR , Cheshire , Vereinigtes König­
reich .

2 . Beschränkte Ausschreibung mit Leistungswettbewerb
gemäß Artikel 5 der Richtlinie des Rates 71 /305/EWG
vom 26 . Juli 1971 .

3 . a) Hardwick Grange, Warrington , Cheshire , Vereinigtes
Königreich .

b ) Bau von Fabrikgebäuden mit Straßen , Parkplätzen
und Außenanlagen ; im wesentlichen sind zu erstel­
len :

— etwa 10 500 m 2 Produktionsflächen in zwei einge­
schossigen Bauwerken mit Stahl-Portalrahmenkon­
struktion ;

— etwa 1 500 m 2 Büroräume in eingeschossigen an
die Betrie\>sflächen angebauten Bauwerken mit tra­
genden Ziegelmauern ;

— etwa 1 1 000 m 2 Verkehrsflächen mit Schwarzdek­
kenbelag .

c)
d) Keine Anfertigung von Entwürfen .

4 . Dreizehn Monate .

5 . Zur Zeit der Angebotsabgabe gültige Fassung des vom
Joint Contracts Tribunal herausgegebenen Standard
Form of Building Contract ( Local Authorities Edition)

10 .

11 . 12 . Juli 1974 .
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1 . Direcorate of Development Services , 138-146 Clapham
Park Road, London SW4 7DD, England .

2 . Beschränkte Ausschreibung.

3 . a) Mostyn Road, Myatts Fields , London SW9 .
b) Errichtung von etwa 300 Wohnungen einschl . Gara­

gen .
Auftragswert etwa 5 000 000 £ Sterling .
Allgemeine Bauarbeiten einschl . Anfertigung aller
Architektur- und bautechnischen Zeichnungen sowie
Beschaffung aller behördlichen Genehmigungen .

c) Die wichtigsten Nachunternehmerverträge betreffen
die installationstechnischen Leistungen .

d)

4. Die Bieter haben anzugeben , welche Ausführungsfrist
ihres Erachtens für das Projekt benötigt wird .

5 . Für Bauarbeiten : „Joint Contracts Tribunal Standard
Form of Building Contract, Local Authorities Edition
with Quantities", Ausgabe 1963 (Neufassung Juli 1973)
in der vom London Borough of Lambeth überarbeiteten
Fassung.
Für Entwurfsbearbeitung : Vertragserstellung durch den
London Borough of Lambeth .

6 . a) 8 . August 1974.
b) Siehe Ziffer 1 .
c) Englisch .

7 . 22 . August 1974.

8 . Nachweise nach Artikel 25 Buchstaben a), b) und c) und
Artikel 26 Buchstaben a), b), c), d ) und e) (Amtsblatt Nr .
L 185 vom 16 . 8 . 71 , S. 5). Außerdem eine Erklärung
über die technische Qualifikation des für die Ausfüh­
rung der Leistungen verantwortlichen Führungs- und
Aufsichtspersonals und über bisherige Bauerfahrungen
im Vereinigten Königreich .
Angaben über Arbeitskräfte und technische Ausrüstung.

9 . Niedrigstes annehmbares Angebot im Wettbewerb.

10 . Das Vergabeverfahren gliedert sich in zwei Stufen :
In der ersten Stufe legt jeder Bieter ein Angebot auf der
Grundlage von Vorentwürfen und einer Baubeschrei­
bung des London Borough of Lambeth vor .
Das London Borough of Lambeth nimmt dann mit dem
ausgewählten Bieter die Abschlußverhandlungen auf .

11 . 15 . Juli 1974 .
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5 . Maßgebend für den Vertrag ist das „Joint Contracts Tri­
bunal Standard Form of Building Contract, Local Autho­
rities Edition with Quantities" in der Ausgabe von 1963
(Fassung vom Juli 1973).

6 . a) 12 . August 1974.
b) Siehe Ziffer 1 .
c) Englisch .

7 . 30 . September 1974.

8 . Vgl . Artikel 25 Buchstaben a), b) und c) und Artikel 26
Buchstaben a), b), c), d) und e) (Amtsblatt Nr. L 185 vom
16 . 8 . 71 , S. 5).

9 . Niedrigstes annehmbares Angebot im Wettbewerb .

1 . London Borough of Lambeth , Directorate of Develop­
ment Services , 138-146 Clapham Park Road , London
SW4 7DD, England .

2 . Beschränkte Ausschreibung.

3 . a) Coventry Hall , Polworth Road, London SW16, Eng­
land .

b) Errichtung einer Altensiedlung. Der Auftrag umfaßt
den Neubau von 30 Altenwohnungen und den
Umbau der bestehenden „ Coventry Hall Mansion"
(herrschaftl . Wohnhaus) zur Schaffung von Gemein­
schaftseinrichtungen und sieben Wohnungen .
Art der Leistungen : allgemeine Bau- und Umbau­
arbeiten einschließlich Koordinierung sämtlicher
Nachunternehmerverträge .
Die Kosten des Vorhabens werden auf 535 000 £ Ster­
ling veranschlagt .

c) Die wichtigsten Nachunternehmerverträge betreffen
die Ausführung der technischen Installation .

d)

4 . Die Bieter haben anzugeben , welche Ausführungsfrist ih­
res Erachtens für das Projekt benötigt wird .

0 .

11 . 15 . Juli 1974 .
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30, rue du Commandant Rene Mouchotte , F 75675
Paris Cedex 14 .

c) Französisch .

7 . 6 . August 1974.

8 . Von den Bewerbern vorzulegende Referenzen : Klasse 40
Hoch- und Tiefbau . Gruppe 401.1 — 401.3 / 402.1 —
402.3 .

1 . Ministere des Postes et Telecommunications, Direction
des Telecommunications du Reseau National , 30 , rue du
Commandant Rene Mouchotte , F 75675 Paris Cedex 14 .

2 . Beschränkte Ausschreibung.

3 . a) Le Mesnil Esnard .
b) Bau einer Richtfunkstation, bestehend aus :

Einem 100 m hohen Betonturm mit von unten nach
oben
— einer viergeschossigen Kanzel als „technischem

Bereich", um die herum zwei Antennenplattfor­
men (Breite 5,50 m) angeordnet sind,

— zwei Antennenplattformen mit einem Zwischen­
abstand von 7 m ( Breite 7 m bzw. 5,50 m).

— Einem eingeschossigen Gebäude in herkömm­
licher Bauweise zur Aufnahme einer Wohnung
und der Betriebsräume (Nutzfläche 577 m 2 ).

Der Turm hat einen zylindrischen Schaft (Mindest­
innendurchmesser 6,10) und ist mit gleitender Ver­
schalung auszuführen .

c ) Sämtliche Arbeiten zur Errichtung des Turms und des
Gebäudes werden in einem Los als Generalunterneh­
merauftrag vergeben (technische Lose ausgenom­
men) ; Auftragswert etwa 9 Millionen ffrs , Vergabe
pauschal im Rahmen einer beschränkten Ausschrei­
bung.

d )

4 . Zwölf Monate , Baubeginn voraussichtlich Anfang 1975 .

5 . Generalunternehmer.

6 . a) 1 . August 1974.
b) Monsieur l'ingenieur general , directeur des telecom­

munications du reseau national , service des bätiments ,

9 . Dem Antrag auf Zulassung zur Ausschreibung sind fol­
gende Unterlagen beizufügen :
— zwei von Fachleuten ausgestellte Leistungsnachweise

über Bauwerke der vorgenannten Art ;
— eine Abschrift des beruflichen Qualifikationsnachwei­

ses ;

— eine Liste von Referenzen über gleichartige Bauten
(Wassertürme, Silos , Industrieschornsteine usw.), die
in den letzten drei Jahren nach dem Gleitschalungs­
verfahren ausgeführt wurden , sowie über Bauwerke,
die den obengenannten Merkmalen entsprechen ;

— ein allgemeines Auskunftsblatt entsprechend dem
von der Verwaltung aufgestellten Muster. Dieser Vor­
druck ist telefonisch unter der Nr . 656 38 93 so recht­
zeitig anzufordern , daß er spätestens bis zum Schluß­
termin für den Eingang der Beteiligungsanträge aus­
gefüllt und unterzeichnet zurückgesandt werden
kann .

10 .

11 . 15 . Juli 1974 .
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1 . Staatsbauamt Wiesbaden , 62 Wiesbaden , Bahnhofstraße 7 . 27 . August 1974 .
15-17, Bundesrepublik Deutschland .

8 . Dem Antrag auf Teilnahme sind Nachweise

— des Umsatzes an Bauleistungen in den letzten drei
Geschäftsjahren ,

— der in den letzten drei Geschäftsjahren ausgeführten
vergleichbaren Bauleistungen mit Angabe des Auf­
traggebers , der Ausführungsarbeiten und der Ausfüh­
rungszeit,

— der verfügbaren technischen Ausrüstung
beizufügen .

9 . Der Zuschlag wird nach § 25 VOB/A auf das Angebot
erteilt , das unter Berücksichtigung aller technischen und
wirtschaftlichen Gesichtspunkte als das annehmbarste
erscheint .

2 . Beschränkte Ausschreibung.

3 . a) 6Z Wiesbaden . Lindsey Air Station .
b ) Grundinstandsetzung von 6 Gebäuden mit insgesamt

ca . 75 000 cbm umbautem Raum .
In wesentlichem Umfang sind auszuführen :
Abbruch - und Demontagearbeiten innerhalb der Ge­
bäude , Putzarbeiten , Fliesen - und Plattenarbeiten ,
Estricharbeiten , Tischlerarbeiten , Parkettarbeiten , Be­
schlagarbeiten , Metallbauarbeiten , Verglasungsarbei­
ten , Anstricharbeiten , Bodenbelagarbeiten , Wasser­
und Abwasserinstallationsarbeiten , Stark - und
Schwachstromleitungsanlage .
In geringem Umfang :
Mauerarbeiten , Beton - und Stahlbetonarbeiten , Dach­
deckungsarbeiten , Klempnerarbeiten , Zentralhei­
zungs -, Lüftungs - und zentrale Warmwasseranlagen ,
Blitzschutzanlagen .

c ) Der Auftrag besteht aus einem Gesamtlos mit ver­
schiedenen Gewerken .

d )

4 . a ) 12 Monate .
b) Anfang November 1974 .

5 . Generalunternehmer der alleine verantwortlich ist und

alleine haftet für die gesamten Vertragsleistungen .

6 . a) 12 . Augusut 1974 .
b ) Staatsbauamt Wiesbaden , 62 Wiesbaden , Bahnhof­

straße 15-17 .

c ) Deutsch .

10 . — Das Staatsbauamt wird auf Grund der eingegangenen
Bewerbungen den Teilnehmerkreis für den Wettbe­
werb bestimmen . Ein Anspruch auf Beteiligung am
Wettbewerb besteht nicht . Auskunft darüber, ob dem
Teilnahmeantrag entsprochen wird , kann nicht er­
teilt werden .

— Den zum Wettbewerb ausgewählten Unternehmen
werden die Ausschreibungsunterlagen mit der Auffor­
derung zur Angebotsabgabe zugesandt .

11 . 18 . Juli 1974 .

(') Vgl . Richtlinie des Rates Nr . 71 / .W5 / EWG Artikel 12 Absatz 3 und Artikel 15 ( ABl . Nr . L 185 vom 16 . 8 . 1971 , S. 8 ).
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1 . Stadt Stuttgart , Hochbauamt, Abt . 7 , D 7 Stuttgart , Markt­
halle , Dorotheenstraße 4 , Zimmer 211 .

2 . Beschränkte Ausschreibung für Bauleistungen (VOB/A )
mit vorangehenden öffentlichem Teilnahmewettbewerb .

3 . a ) Stuttgart-Neugereut .
b) Generalunternehmer-Auftrag für die Gesamtschule .

1 . Bauabschnitt in Stahlbeton-Fertigteilen .
— Schulgebäude ca . 69 000 m 3 umbauter Raum ,
— Sporthalle ca . 18 800 m 3 umbauter Raum ,
— Hausmeister Wohngebäude (2 Wohnungen ) ca .

900 m 3 umbauter Raum ,
— Parkierungsbauwerk (Tiefgarage ) ca . 8 000 m 3

umbauter Raum .

c ) Vergabe in 2 Losen vorbehalten : a ) Schule ; b ) Sport­
halle , Hausmeister- und Parkierungsgebäude .

d )

4 . Vorgesehener Baubeginn März 1975 ; Fertigstellung bis
August 1976 .

5 . Bietergemeinschaften sind zugelassen .

6 . a) 2 . August 1974 .
b ) Wie Ziffer 1 .
c ) Deutsch .

7 . Vorgesehener Versand bis Mitte August 1974 gegen Hin­
terlegung einer Schutzgebühr .

8 . Folgende Angaben müssen dem Antrag angeschlossen
werden :

Es sollen sich nur solche Bieter bewerben , die in der
Lage sind , Arbeiten dieser Größenordnung nach den
neuesten Methoden und den anerkannten Regeln der
Bautechnik durchzuführen .

Fachkunde und Leistungsfähigkeit sind wie folgt nachzu­
weisen :

Bescheinigung über den Eintrag in das zuständige Berufs­
register .
Erklärung über den Gesamt - und Bauumsatz in den ver­
gangenen drei Geschäftsjahren .
Liste der in den letzten fünf Jahren erbrachten gleicharti­
gen oder ähnlichen Bauleistungen nach Art und Ort , mit
Angabe des Auftragwertes .
Erklärung über die im Jahresmittel während der letzten
drei Jahre vorhandenen Arbeits - und Führungskräfte .
Das zur Verfügung stehende Personal muß in ausreichen­
der Zahl die deutsche Sprache in Wort und Schrift be­
herrschen und mit den einschlägigen geltenden Bestim­
mungen , den Normen , technischen Vorschriften und
Richtlinien nachweislich vertraut sein .

Die Stadt Stuttgart — Hochbauamt — behält sich vor,
die finanzielle und wirtschaftliche sowie die technische
Leistungsfähigkeit des Bewerbers durch weitere Nach­
weise zu überprüfen .

9 . Für die Erteilung des Zuschlags sind neben dem Preis
die finanzielle , wirtschaftliche und technische Leistungs­
fähigkeit , die Fachkunde und Erfahrung maßgebend .

10 . Mit der Angebotsabgabe bezw . vor Erteilung des Zu­
schlags ist eine Erfüllungsbürgschaft in Höhe von
1,5 v . H. der Angebotsendsumme von einem in der
Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Keditinstituts
oder Kreditversicherers zu stellen . ( Keine Konzernbürg­
schaft ).
Angebotsabgabe ca . Mitte Oktober 1974 .
Zuschlagsfrist bis Mitte Februar 1975 .
Zahlungen erfolgen nach festgelegtem Zahlungs - und
Termin plan .
Vorauszahlungen sind in den Verdingungsunterlagen ge­
regelt .
Anspruch auf Beteiligung am Wettbewerb besteht nicht .
Auch kann Auskunft darüber, ob dem Teilnahmeantrag
entsprochen wird , nicht erteilt werden .

11 . 14 . Juli 1974 .

(') Vgl . Richtlinie ties Kates Nr . ^ 1 / t () v II W C , ArtiUI 12 Absatz » uml Artikel IS ( ABI . Nr I. ISS vom I fr . 8 . I^l , S X )
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c)
d)

4 . Maximum : 14 mois .

5 . Conjoint et solidaire .

6 . a ) Le 12 août 1974 ;
b) Voir 1 ;
c ) Langue française .

7 . Le 26 août 1974 .

1 . Direction departementale de 1 equipement de la Gi­
ronde , cite administrative, Rue Jules Ferry, 33090 Bor­
deaux Cedex .

2 . Appel d'offres restreint .

3 . a) Realisation des terrassements , du drainage et des ou­
vrages d'art , de la section sud de la rocade periphe­
rique de l'agglomération bordelaise (rive gauche) en
Gironde ;

b) Importance des travaux :
terrassements : deblais : 700 000 m 3 dont 380 000 m 3
ä mettre en ramblais , le reste en depot, mise en place
d'une couche de forme : 130 000 m 3 ;
drainage : drain 0 150 = 12 500 m ; canalisations en
beton centrifuge arme : 6 000 m tous diametres dont
1 500 m 0 1 200 , 1 000 m 0 1 500 , 800 m 0 1 600
et regards assortis ;
ouvrages d'art : 4 passages supérieurs d'un type pont­
dalle ä quatre travees en beton precontraint , fonde sur
semelles ; 1 passage inferieur du type portique ouvert
fonde sur pieux ; 1 passage hydraulique du type pont­
dalle ä deux travees , en beton precontraint, fonde sur
pieux ;

8 .

9 .

10 . Delais d etudes : 1 mois {h ; debut des travaux : novembre
1974 .

11 . Le 15 juillet 1 974 .

(') Vgl . Richtlinie des Rates Nr . 71 / 305 / EWG Artikel 12 Absatz } und Artikel 15 ( ABI . Nr . L 185 vom 1 6 . 8 . 1971 , S. 8 ).



EURONORMEN

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften ( EGKS) hat weitere EURONORMEN in deut­
scher, französischer, italienischer und niederländischer Sprache veröffentlicht

Preis in EWA­
Rechnungseinheiten

EURONORM 25-72 Allgemeine Baustähle — Gütevorschriften 1,45
EURONORM 43-72 Blech und Band aus legierten Stählen für Druckbehälter — Gütevorschriften 1,00
KURONORM 49-72 Rauheitsmessungen an kalt gewalztem Flachzeug aus Stahl ohne Uberzug . . . 0,50
EURONORM 50-72 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Stickstoffgehalts

von Stahl — Photometrisches Verfahren 0,85
EURONORM 74-72 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Kupfergehaltes

von Stahl und Roheisen — Photometrisches Verfahren 0,50
EURONORM 100-72 Chemische Analyse der Eisen - und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Chrom­

gehalts in Stahl und Roheisen — Photometrisches Verfahren 0,50
EURONORM 108-72 Runder Walzdraht aus Stahl für kaltgeformte Schrauben — Maße und

zulässige Abweichungen 0,85
EURONORM 109-72 Vereinbarte Härteprüfverfahren nach Rockwell HRN und HRT — Rockwell­

Härteprüfverfahren HRB' und HR 30 T' für dünne Erzeugnisse 1,00
EURONORM 113-72 Schweißbare Feinkornbaustähle, Blatt 1 — 3 2,00
EURONORM 114-72 Ermittlung der Beständigkeit nichtrostender austenitischer Stähle gegen inter­

kristalline Korrosion — Korrosionsversuch in Schwefelsäure-Kupfersulfat­
lösung ( Prüfung nach Monypenny-Strauss) 0,50

EURONORM 116-72 Ermittlung der Einhärtungstiefe oberflächengehärteter Teile 0,50
EURONORM 120-72 Blech und Band aus Stahl für geschweißte Gasflaschen 0,*>()
EURONORM 121-72 Ermittlung der Beständigkeit nichtrostender austenitischer Stähle gegen inter­

kristallinen Angriff — Korrosionsversuch in Salpetersäure durch Messung des
Massenverlustes (Prüfung nach Huey) 0,50

Nachstehend ist die Liste aller bisher erschienenen EURONORMEN aufgeführt :

Mitteilung Nr. 1 Analysenkontrollproben für die chemischen Analysen der Eisen- und Stahl­
erzeugnisse 0,85

EURONORM 1-55 Roheisen und Ferrolegierungen 1,15
EURONORM 2-57 Zugversuch an Stahl > 0.85
EURONORM 3-55 Härteprüfung nach Brinell für Stahl 0*50
EURONORM 4-55 Härteprüfung nach Rockwell B und C 0,50
EURONORM 5-55 Härteprüfung nach Vickers für Stahl 0,50
EURONORM 6-55 Faltversuch für Stahl 0,50
EURONORM 7-55 Kerbschlagbiegeversuch nach Charpy () , 50
EURONORM 8-55 Vergleichszahlen fiir Härtewerte und Zugfestigkeit bei Stahl 0,50
EURONORM 9-55 Vergleichszahlen für Bruchdehnungswerte bei Stahl 0,35
EURONORM 10-55 Vergleichszahlen für Kerbschlagzähigkeitswerte bei Stahl 0,35
EURONORM 11-55 Zugversuch an Stahlblechen und -bändern mit einer Dicke von 0,5 bis 3 mm

ausschließlich 0,70

EURONORM 12-55 Faltversuch an Stahlblechen und -bändern mit einer Dicke unter 3 mm . . . 0,50

EURONORM 13-55 Hin- und Herbiegeversuch an Stahlblechen und -bändern mit einer Dicke
unter 3 mm 0,50

EURONORM 14-67 Einbeulversuch mit fest eingespannter Probe 0,50
EURONORM 15-70 Walzdraht aus üblichen unlegierten Stählen zum Ziehen — Prüfung der

Oberfläche 0,50
EURONORM 16-70 Walzdraht aus üblichen unlegierten Stählen zum Ziehen — Sorteneinteilung

und Gütevorschriften 0,85
EURONORM 17-70 Walzdraht aus üblichen unlegierten Stählen zum Ziehen — Maße und zulässige

Abweichungen 1 70
EURONORM 18-57 Entnahme von Probestücken — Vorbereitung von Proben 0,50
EURONORM 19-57 IPE-Träger — I-Träger mit parallelen Flanschflächen 0,35



EURONORM 20-60 Einteilung und Benennung von Stahlsorten 0,35
EURONORM 21-62 Allgemeine technische Lieferbedingungen für Stahlerzeugnisse 0,50
EURONORM 22-70 Ermittlung und Nachweis der Streckgrenze von Stahl bei höherer Temperatur 0,85
EURONORM 23-71 Prüfung der Härtbarkeit von Stahl mit dem Stirnabschreckversuch (Jominy­

Versuch) 1,15
EURONORM 24-62 Schmale I-Träger, U-Stahl — Zulässige Abweichungen 0,35
EURONORM 26-63 Vereinbarte Härteprüfung nach Rockwell für dünne Bleche und Bänder

aus Stahl 0,50
EURONORM 27-70 Kurzbenennung von Stählen (zweite Ausgabe) . 0,85
EURONORM 28-69 Stahlblech und Stahlband aus unlegierten Stählen für Druckbehälter —

Gütevorschriften 0,85
EURONORM 29-69 Warmgewalztes Stahlblech von 3 mm Dicke an — Zulässige Maß-, Gewichts­

und Formabweichungen 0,85
EURONORM 30-69 Halbzeug zum Schmieden aus allgemeinen Baustählen — Gütevorschriften 0,85
EURONORM 31-69 Halbzeug zum Freiformschmieden — Zulässige Maß-, Form- und Gewichts­

abweichungen 0,50
EURONORM 32-66 Feinblech und Breitband aus weichem unlegiertem Stahl für Kaltumformung

— Gütevorschriften 1,00
EURONORM 33-70 Blech und Breitband unter 3 mm Dicke aus weichen unlegierten Stählen für

Kaltumformung — Zulässige Maß- und Formabweichungen 0,85
EURONORM 34-62 Warmgewalzte breite I-Träger (I-Breitflanschträger) mit parallelen Flansch­

flächen — Zulässige Abweichungen 0,35
EURONORM 35-62 Warmgewalzter Stabstahl für allgemeine Verwendung — Zulässige Ab­

weichungen 0,35
EURONORM 36-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Gesamt­

kohlenstoffgehalts von Stahl und Roheisen — Gewichtsanalytische Ermittlung
nach Verbrennung im Sauerstoffstrom 0,50

EURONORM 37-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Gesamt­
kohlenstoffgehalts von Stahl und Roheisen — Gasvolumetrische Ermittlung
nach Verbrennung im Sauerstoffstrom 0,85

EURONORM 38-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Temper­
kohle- und Graphitgehalts von Stahl und Roheisen — Gewichtsanalytische
und gasvolumetrische Ermittlung nach Verbrennung im Sauerstoffstrom . . . 0,35

EURONORM 39-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Mangan­
gehalts von Stahl und Roheisen — Titrimetrische Verfahren nach Oxydation
mit Peroxydisulfat 0,50

EURONORM 40-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Gesamt­
siliziumgehalts von Stahl und Roheisen — Gewichtsanalytisches Verfahren . . 0,50

EURONORM 41-65 Chemische Analyse von Eisen und Stahl — Ermittlung des Phosphorgehalts
von Stahl und Roheisen — Alkalimetrisches Verfahren 0,70

EURONORM 42-66 Chemische Analyse von Eisen und Stahl — Ermittlung des Schwefelgehalts
von Stahl und Roheisen — Maßanalytisches Verfahren nach Verbrennung im
Sauerstoffstrom 0,70

EURONORM 44-63 Warmgewalzte mittelbreite I-Träger — IPE-Reihe — Zulässige Abweichungen 0,35
EURONORM 45-63 Kerbschlagbiegeversuch an einer beidseitig aufliegenden Spitzkerbprobe .... 0,50
EURONORM 46-68 Warmband aus weichen unlegierten Stählen — Gütevorschriften — Allge­

meine Vorschriften 1,00
EURONORM 47-68 Warmband aus allgemeinen Baustählen — Gütevorschriften 1,15
EURONORM 48-65 Warmband aus unlegierten Stählen — Zulässige Maß-, Form- und Gewichts­

abweichungen 0,50
EURONORM 51-70 Warmbreitband von 600 mm Breite an aus unlegierten Stählen — Zulässige

Maß-, Form- und Gewichtsabweichungen 0,50
EURONORM 52-67 Fachausdrücke der Wärmebehandlung 6,35
EURONORM 53-62 Warmgewalzte breite I-Träger (I-Breitflanschträger) mit parallelen Flansch­

flächen 0,35

EURONORM 54-63 Warmgewalzter kleiner U-Stahl 0,35
EURONORM 55-63 Warmgewalzter gleichschenkliger rundkantiger T-Stahl 0,35
EURONORM 56-65 Warmgewalzter gleichschenkliger rundkantiger Winkelstahl 0,50
EURONORM 57-65 Warmgewalzter ungleichschenkliger rundkantiger Winkelstahl 0,50
EURONORM 58-64 Warmgewalzter Flachstahl für allgemeine Verwendung 0,35
EURONORM 59-64 Warmgewalzter Vierkantstahl für allgemeine Verwendung 0,35



EURONORM 60-65 Warmgewalzter Rundstahl für allgemeine Verwendung 0,35
EURONORM 61-71 Warmgewalzter Sechskantstahl 0,35
EURONORM 65-67 Warmgewalzter Rundstahl für Schrauben und Niete 0,35
EURONORM 66-67 Warmgewalzter Halbrundstahl und Flachhalbrundstahl 0,35
EURONORM 67-69 Warmgewalzter Wulstflachstahl 0,35
EURONORM 70-71 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Mangangehalts

von Stahl und Roheisen — Photometrisches Verfahren 0,85
EURONORM 71-71 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Mangangehalts

von Stahl und Roheisen — Elektrometrisches Verfahren 0,50
EURONORM 72-71 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Aluminium­

gehalts von Stahl — Gewichtsanalytisches Verfahren 0,85
EURONORM 76-66 Chemische Analyse von Eisen und Stahl — Ermittlung des Siliziumgehalts von

Stahl und Roheisen — Spektralphotometrisches Verfahren 0,50
EURONORM 77-63 Feinstblech und Weißblech in Tafeln — Gütevorschriften 0,85
EURONORM 78-63 Feinstblech und Weißblechen Tafeln — Zulässige Maßabweichungen .... 0,70
EURONORM 79-69 Benennung und Einteilung von Stahlerzeugnissen nach Formen und Ab­

messungen 0,85
EURONORM 80-69 Betonstahl für nicht vorgespannte Bewehrung — Gütevorschriften 0,85
EURONORM 81-69 Warmgewalzter glatter runder Betonstahl — Maße, Gewichte, zulässige Ab­

weichungen 0,35
EURONORM 83-70 Vergütungsstähle — Gütevorschriften 2,15
EURONORM 84-70 Einsatzstähle — Gütevorschriften 1,85
EURONORM 85-70 Nitrierstähle — Gütevorschriften 0,85
EURONORM 86-70 Stähle für Flamm- und Induktionshärtung — Gütevorschriften 1,65
EURONORM 87-70 Automatenstähle — Gütevorschriften (Blatt 1 bis Blatt 4) 1,80
EURONORM 88-71 Nichtrostende Stähle — Gütevorschriften 1,65
EURONORM 89-71 Legierte Stähle für warmgeformte vergütbare Federn — Gütevorschriften . . . 1,15
EURONORM 90-71 Stähle für Auslaßventile von Verbrennungskraftmaschinen — Gütevorschriften 0,85
EURONORM 91-70 Warmgewalzter Breitflachstahl — Zulässige Maß-, Form- und Gewichtsab­

weichungen 0,50
EURONORM 93-71 Warmgewalzter Rund-, Vierkant-, Flach- und Sechskantstahl — Zulässige

Abweichungen 0,50
EURONORM 98-71 Chemische Analyse vom Roheisen und Stahl — Ermittlung des Mangangehalts

von Ferromangan — Elektrometrisches Verfahren 0,50
EURONORM 103-71 Mikroskopische Ermittlung der Ferrit- oder Austenitkorngröße von Stählen 3,00
EURONORM 104-70 Ermittlung der Entkohlungstiefe von unlegierten und niedrig legierten Bau­

stählen 0,50
EURONORM 105-71 Ermittlung der Einsatzhärtungstiefe 0,50
EURONORM 106-71 Kalt- und warmgewalztes nichtkornorientiertes Elektroblech und -band —

Gütevorschriften 1 >65

Ihr Bezug ist für Abnehmer in den Mitgliedsländern durch die nationalen Normungsinstitute möglich,
und zwar :

m der Bundesrepublik Deutschland :

in Belgien und Luxemburg :

in Frankreich :

in Italien :

in den Niederlanden :

Beuth-Vertrieb GmbH
1 Berlin 30, Burggrafenstraße 4-7
Institut belge de normalisation — IBN —
29, avenue de la Brabançonne, 1040 Bruxelles
Association française de normalisation — AFNOR —
Tour Europe, Cedex 7, 92 080 Paris - La Défense
Ente Nazionale Italiano di Unificazione — UNI —
Piazza A. Diaz, 2, Milano
Nederlands Normalisatie-Instituut — NNI —
Rijswijk ( ZH), Polakweg 5

Bezieher aus dritten Ländern werden gebeten , sich an das „Amt für amtliche Veröffentlichungen der
Europäischen Gemeinschaften", Postfach 1003 — Luxemburg 1 , zu wenden .
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